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Erster Teil: Verfassungen 

1. Bundesebene  

Bundesrepublik Deutschland 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
Vom 23.05.1949 (BGBl. S.1), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 11.07.2012 

(BGBl. I S. 1478) 

[Präambel] 

Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, als gleich-
berechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das Deutsche 
Volk kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz gegeben. Die Deutschen in den 
Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sach-
sen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen haben in freier Selbstbestimmung die Einheit und 
Freiheit Deutschlands vollendet. Damit gilt dieses Grundgesetz für das gesamte Deutsche Volk. 

I. Die Grundrechte 

Artikel 3   [Gleichheit vor dem Gesetz] 

(...) 
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, sei-
ner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benach-
teiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. 

Artikel 4   [Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit] 

(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen 
Bekenntnisses sind unverletzlich. 

(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet. 

(3) Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden. Das Nä-
here regelt ein Bundesgesetz. 

Artikel 6   [Ehe – Familie – Kinder] 

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen 
obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 

(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von der 
Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen oder wenn die Kinder aus ande-
ren Gründen zu verwahrlosen drohen. 
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(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft. 

(5) Den  unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre leibli-
che und seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen 
Kindern. 

Artikel 7   [Schulwesen] 

(1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates. 

(2) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über die Teilnahme des Kindes am Religionsunter-
richt zu bestimmen. 

(3) Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schu-
len ordentliches Lehrfach. Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechtes wird der Religionsunterricht 
in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften erteilt1. Kein Lehrer darf ge-
gen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen.  

(4) Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleistet. Private Schulen als Ersatz für 
öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des Staates und unterstehen den Landesgesetzen. Die 
Genehmigung ist zu erteilen, wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie 
in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen zurück-
stehen und eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. 
Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte 
nicht genügend gesichert ist. 

(5) Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die Unterrichtsverwaltung ein besonderes päda-
gogisches Interesse anerkennt oder, auf Antrag von  Erziehungsberechtigten, wenn sie als Gemein-
schaftsschule, als Bekenntnis- oder Weltanschauungsschule errichtetet werden soll und eine öffentli-
che Volksschule dieser Art in der Gemeinde nicht besteht. 

(...) 

Artikel 12a   [Wehrdienst- und andere Dienstverpflichtungen] 

(...) 

(2) Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst mit der Waffe verweigert, kann zu einem Ersatz-
dienst verpflichtet werden. Die Dauer des Ersatzdienstes darf die Dauer des Wehrdienstes nicht über-
steigen. Das Nähere regelt ein Gesetz, das die Freiheit der Gewissensentscheidung nicht beeinträchti-
gen darf und auch eine Möglichkeit des Ersatzdienstes vorsehen muß, die in keinem Zusammenhang 
mit den Verbänden der Streitkräfte und des Bundesgrenzschutzes steht. 

(...) 

II. Der Bund und die Länder 

Artikel 33  [Gleichstellung als Staatsbürger – Öffentlicher Dienst] 

(...) 

                                                            
1 Vgl. die Sonderregelung für das Land Bremen gem. Artikel 141 GG. 
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(3) Der Genuß bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte, die Zulassung zu öffentlichen Ämtern so-
wie die im öffentlichen Dienste erworbenen Rechte sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis. 
Niemandem darf aus seiner Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einem Bekenntnisse oder einer 
Weltanschauung ein Nachteil erwachsen. 

(...) 

Artikel 34   [Haftung bei Amtspflichtverletzung] 

Verletzt jemand in Ausübung eines ihm anvertrauten öffentlichen Amtes die ihm einem Dritten ge-
genüber obliegende Amtspflicht, so trifft die Verantwortlichkeit grundsätzlich den Staat oder die Kör-
perschaft2, in deren Dienst er steht. Bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit bleibt der Rückgriff vorbe-
halten. Für den Anspruch auf Schadensersatz und für den Rückgriff darf der ordentliche Rechtsweg 
nicht ausgeschlossen werden. 

V. Der Bundespräsident 

Artikel 56   [Amtseid] 

Der Bundespräsident leistet bei seinem Amtsantritt vor den versammelten Mitgliedern des Bundesta-
ges und des Bundesrates folgenden Eid: 

»Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen meh-
ren, Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und verteidi-
gen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So 
wahr mir Gott helfe.« 

Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden. 

VI. Die Bundesregierung 

Artikel 64   [Ernennung und Entlassung der Bundesminister – Amtseid] 

(…) 
(2) Der Bundeskanzler und die Bundesminister leisten bei der Amtsübernahme vor dem Bundestage 
den in Artikel 56 vorgesehenen Eid. 

XI. Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 116   [Begriff »Deutscher« – nationalsozialistische Ausbürgerung] 

(...) 

(2) Frühere deutsche Staatsangehörige, denen zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 die 
Staatsangehörigkeit aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen entzogen worden ist, und ihre 
Abkömmlinge sind auf Antrag wieder einzubürgern. Sie gelten als nicht ausgebürgert, sofern sie nach 
dem 8. Mai 1945 ihren Wohnsitz in Deutschland genommen haben und nicht einen entgegenstehenden 
Willen zum Ausdruck gebracht haben. 

                                                            
2 Anm.: Körperschaften in diesem Sinne sind auch Religionsgemeinschaften, die als Körperschaften des 
öffentlichen Rechts gemäß Artikel 140 des Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 137 Absatz 5 Weimarer 
Reichsverfassung organisiert sind.  
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Artikel 140   [Geltung von Artikeln der Weimarer Reichsverfassung] 

Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der deutschen Verfassung vom  
11. August 1919 sind Bestandteil dieses Grundgesetzes. 

Artikel 136 Weimarer Reichsverfassung [Religionsunabhängigkeit von Rechten und Pflichten]  

(1) Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten werden durch die Ausübung der 
Religionsfreiheit weder bedingt noch beschränkt. 

(2) Der Genuß bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte sowie die Zulassung zu öffentlichen Ämtern 
sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis. 

(3) Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Die Behörden haben nur 
soweit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft zu fragen, als davon Rechte 
und Pflichten abhängen oder eine gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert. 

(4) Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit oder zur Teilnahme an religiösen 
Übungen oder zur Benutzung einer religiösen Eidesform gezwungen werden. 

Artikel 137 Weimarer Reichsverfassung   [Religionsgesellschaften] 

(1) Es besteht keine Staatskirche. 

(2) Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaften wird gewährleistet. Der Zusammenschluß 
von Religionsgesellschaften innerhalb des Reichsgebiets unterliegt keinen Beschränkungen. 

(3) Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der 
Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder 
der bürgerlichen Gemeinde. 

(4) Religionsgesellschaften erwerben die Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen Vorschriften des bür-
gerlichen Rechtes. 

(5) Die Religionsgesellschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes, soweit sie solche 
bisher waren. Anderen Religionsgesellschaften sind auf ihren Antrag gleiche Rechte zu gewähren, 
wenn sie durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten. Schließen 
sich mehrere derartige öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften zu einem Verbande zusammen, so 
ist auch dieser Verband eine öffentlich-rechtliche Körperschaft. 

(6) Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öffentlichen Rechtes sind, sind berechtigt, 
auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern 
zu erheben. 

(7) Den Religionsgesellschaften werden die Vereinigungen gleichgestellt, die sich die gemeinschaftli-
che Pflege einer Weltanschauung zur Aufgabe machen. 

(8) Soweit die Durchführung dieser Bestimmungen eine weitere Regelung erfordert, liegt diese der 
Landesgesetzgebung ob. 
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Artikel 138 Weimarer Reichsverfassung   [Staatsleistungen; Kirchengut]  

(1) Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die Religi-
onsgesellschaften werden durch die Landesgesetzgebung abgelöst. Die Grundsätze hierfür stellt das 
Reich auf. 

(2) Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine an ihren für 
Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Ver-
mögen werden gewährleistet. 

Artikel 139 Weimarer Reichsverfassung   [Sonn- und Feiertage]3 

Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der Arbeitsruhe und der seeli-
schen Erhebung gesetzlich geschützt. 

Artikel 141 Weimarer Reichsverfassung   [Religiöse Handlungen in öffentlichen Anstalten] 

Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge im Heer, in Krankenhäusern, Strafanstalten 
oder sonstigen öffentlichen Anstalten besteht, sind die Religionsgesellschaften zur Vornahme religiö-
ser Handlungen zuzulassen, wobei jeder Zwang fernzuhalten ist. 

Artikel 141   [Religionsunterricht]  

Artikel 7 Absatz 3 Satz 1 findet keine Anwendung in einem Lande, in dem am 1. Januar 1949 eine 
andere landesrechtliche Regelung bestand.4 

2. Landesebene 

2.1 Baden-Württemberg 

Verfassung des Landes Baden-Württemberg 
Vom 11.11.1953 (GBl BW, S. 173), zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.02.2011 

(GBl. BW, S. 46) 

Vorspruch 

Im Bewußtsein der Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, die Freiheit 
und Würde des Menschen zu sichern, dem Frieden zu dienen, das Gemeinschaftsleben nach den 
Grundsätzen der sozialen Gerechtigkeit zu ordnen, den wirtschaftlichen Fortschritt aller zu fördern, 
und entschlossen, dieses demokratische Land als lebendiges Glied der Bundesrepublik Deutschland in 
einem vereinten Europa, dessen Aufbau föderativen Prinzipien und dem Grundsatz der Subsidiarität 
entspricht, zu gestalten und an der Schaffung eines Europas der Regionen sowie der Förderung der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit aktiv mitzuwirken, hat sich das Volk von Baden-Württemberg 
in feierlichem Bekenntnis zu den unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten und den 

                                                            
3 Vgl. hierzu die Feiertagsgesetze, die im Zweiten Teil unter P) 1 abgedruckt sind. 

4 Anm.: Dieser Artikel bezieht sich auf die Verfassung der Freien Hansestadt Bremen vom 21. Oktober 1947 
(GBl. S. 251), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Mai 2006 (GBl. S.271) (Art 32.), abgedruckt unter B) 5. 
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Grundrechten der Deutschen kraft seiner verfassunggebenden Gewalt durch die Verfassunggebende 
Landesversammlung diese Verfassung gegeben. 

 

Erster Hauptteil   Vom Menschen und seinen Ordnungen 

I.   Mensch und Staat 

Artikel 1 

(1) Der Mensch ist berufen, in der ihn umgebenden Gemeinschaft seine Gaben in Freiheit und in der 
Erfüllung des christlichen Sittengesetzes zu seinem und der anderen Wohl zu entfalten. 

(...) 

Artikel 3 

(1) Die Sonntage und die staatlich anerkannten Feiertage stehen als Tage der Arbeitsruhe und der Er-
hebung unter Rechtsschutz. Die staatlich anerkannten Feiertage werden durch Gesetz bestimmt. Hier-
bei ist die christliche Überlieferung zu wahren. 

(...) 

II.   Religion und Religionsgemeinschaften 

Artikel 4 

(1) Die Kirchen und die anerkannten Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften entfalten sich in 
der Erfüllung ihrer religiösen Aufgaben frei von staatlichen Eingriffen. 

(2) Ihre Bedeutung für die Bewahrung und Festigung der religiösen und sittlichen Grundlagen des 
menschlichen Lebens wird anerkannt. 

Artikel 5 

Für das Verhältnis des Staates zu den Kirchen und den anerkannten Religions- und Weltanschauungs-
gemeinschaften gilt Artikel 140 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland. Er ist Be-
standteil dieser Verfassung. 

Artikel 6 

Die Wohlfahrtspflege der Kirchen und der anerkannten Religions- und Weltanschauungsgemeinschaf-
ten wird gewährleistet. 

Artikel 7 

(1) Die dauernden Verpflichtungen des Staates zu wiederkehrenden Leistungen an die Kirchen bleiben 
dem Grunde nach gewährleistet. 

(2) Art und Höhe dieser Leistungen werden durch Gesetz oder Vertrag geregelt. 

(3) Eine endgültige allgemeine Regelung soll durch Gesetz oder Vertrag getroffen werden. 
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Artikel 8 

Rechte und Pflichten, die sich aus Verträgen mit der evangelischen und katholischen Kirche ergeben, 
bleiben von dieser Verfassung unberührt.5 

Artikel 9 

Die Kirchen sind berechtigt, für die Ausbildung der Geistlichen Konvikte und Seminare6 zu errichten 
und zu führen. 

Artikel 10 

Die Besetzung der Lehrstühle der theologischen Fakultäten geschieht unbeschadet der in Artikel 8 
genannten Verträge und unbeschadet abweichender Übung im Benehmen mit der Kirche. 

III.   Erziehung und Unterricht 

Artikel 12 

(1) Die Jugend ist in Ehrfurcht vor Gott, im Geiste der christlichen Nächstenliebe, zur Brüderlichkeit 
aller Menschen und zur Friedensliebe, in der Liebe zu Volk und Heimat, zu sittlicher und politischer 
Verantwortlichkeit, zu beruflicher und sozialer Bewährung und zu freiheitlicher demokratischer Ge-
sinnung zu erziehen. 

(2) Verantwortliche Träger der Erziehung sind in ihren Bereichen die Eltern, der Staat, die Religions-
gemeinschaften, die Gemeinden und die in ihren Bünden gegliederte Jugend. 

Artikel 13 

Die Jugend ist gegen Ausbeutung und gegen sittliche, geistige und körperliche Gefährdung zu schüt-
zen. Staat und Gemeinden schaffen die erforderlichen Einrichtungen. Ihre Aufgaben können auch 
durch die freie Wohlfahrtspflege wahrgenommen werden. 

Artikel 14 

(1) Es besteht allgemeine Schulpflicht. 

                                                            
5 Siehe hierzu für Baden-Württemberg: das Reichs-Konkordat vom 20. Juli 1933 (RGBl. II S. 679); Seine 
Geltung für Baden-Württemberg ist umstritten; für Baden: Konkordat vom 12. Oktober 1932 mit 
Zusatzprotokoll vom 7. Oktober 1932 (Bad. GVBl. 1933 S. 19) und Vertrag zwischen dem Freistaat Baden und 
der Vereinigten Evangelisch-Protestantischen Landeskirche Badens vom 14. November 1932 (Bad. GVBl. 1933 
S. 31); für die Hohenzollerschen Lande (frühere Landkreise Hechingen und Sigmaringen): Konkordat vom 14. 
Juni 1929 (Preuß. GS 1929 S. 151) und Vertrag des Freistaates Preußen mit den Evangelischen Landeskirchen 
vom 11. Mai 1931 (Preuß. GS 1931 S. 107); für Württemberg gibt es kein gesondertes Konkordat oder einen 
Kirchenvertrag, es gilt das Württembergische Gesetz über die Kirchen vom 3. März 1924 (Württ. RegBl. S. 93, 
berichtigt S. 482; geändert durch Gesetze vom 17. Februar 1927, RegBl. S. 117, vom 14. April 1928, RegBl. S. 
93, vom 4. September 1951, RegBl. S. 101 (für Südwürttemberg), vom  1. April 1952, RegBl. S. 33 (für 
Nordwürttemberg), vom 18. Dezember 1969, GBl. 1970 S. 1, vom 10. Februar 1976, GBl. S. 98, vom 4. Oktober 
1977, GBl. S. 408 und vom 30. Mai 1978, GBl. S. 286).  

6 Vgl. § 73 Württ. KirchenG. 
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(2) Unterricht und Lernmittel an den öffentlichen Schulen sind unentgeltlich. Die Unentgeltlichkeit 
wird stufenweise verwirklicht. Auf gemeinnütziger Grundlage arbeitende private mittlere und höhere 
Schulen, die einem öffentlichen Bedürfnis entsprechen, als pädagogisch wertvoll anerkannt sind und 
eine gleichartige Befreiung gewähren, haben Anspruch auf Ausgleich der hierdurch entstehenden fi-
nanziellen Belastung. Näheres regelt ein Gesetz. Den gleichen Anspruch haben auf gemeinnütziger 
Grundlage arbeitende private Volksschulen nach Artikel 15 Abs. 2. 

(3) Das Land hat den Gemeinden und Gemeindeverbänden den durch die Schulgeld- und Lernmittel-
freiheit entstehenden Ausfall und Mehraufwand zu ersetzen. Die Schulträger können an dem Ausfall 
und Mehraufwand beteiligt werden. Näheres regelt ein Gesetz. 

Artikel 15 

(1) Die öffentlichen Volksschulen (Grund- und Hauptschulen) haben die Schulform der christlichen 
Gemeinschaftsschule nach den Grundsätzen und Bestimmungen, die am 9. Dezember 1951 in Baden 
für die Simultanschule mit christlichem Charakter gegolten haben. 

(2) Öffentliche Volksschulen (Grund- und Hauptschulen) in Südwürttemberg-Hohenzollern, die am 
31. März 1966 als Bekenntnisschulen eingerichtet waren, können auf Antrag der Erziehungsberechtig-
ten in staatlich geförderte private Volksschulen desselben Bekenntnisses umgewandelt werden. Das 
Nähere regelt ein Gesetz, das einer Zweidrittelmehrheit bedarf.  

(3) Das natürliche Recht der Eltern, die Erziehung und Bildung ihrer Kinder mitzubestimmen, muß bei 
der Gestaltung des Erziehungs- und Schulwesens berücksichtigt werden. 

Artikel 16 

(1) In christlichen Gemeinschaftsschulen werden die Kinder auf der Grundlage christlicher und abend-
ländischer Bildungs- und Kulturwerte erzogen. Der Unterricht wird mit Ausnahme des Religionsunter-
richts gemeinsam erteilt. 

(2) Bei der Bestellung der Lehrer an den Volksschulen ist auf das religiöse und weltanschauliche Be-
kenntnis der Schüler nach Möglichkeit Rücksicht zu nehmen. Bekenntnismäßig nicht gebundene Leh-
rer dürfen jedoch nicht benachteiligt werden. 

(3) Ergeben sich bei der Auslegung des christlichen Charakters der Volksschule Zweifelsfragen, so 
sind sie in gemeinsamer Beratung zwischen dem Staat, den Religionsgemeinschaften, den Lehrern und 
den Eltern zu beheben. 

Artikel 17 

(1) In allen Schulen waltet der Geist der Duldsamkeit und der sozialen Ethik. 

(…) 

Artikel 18 

Der Religionsunterricht ist an den öffentlichen Schulen ordentliches Lehrfach. Er wird nach den 
Grundsätzen der Religionsgemeinschaften und unbeschadet des allgemeinen Aufsichtsrechts des Staa-
tes von deren Beauftragten erteilt und beaufsichtigt. Die Teilnahme am Religionsunterricht und an 
religiösen Schulfeiern bleibt der Willenserklärung der Erziehungsberechtigten, die Erteilung des Reli-
gionsunterrichts der des Lehrers überlassen. 
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Artikel 19 

(1) Die Ausbildung der Lehrer für die öffentlichen Grund- und Hauptschulen muß gewährleisten, daß 
die Lehrer zur Erziehung und zum Unterricht gemäß den in Artikel 15 genannten Grundsätzen befä-
higt sind. An staatlichen Einrichtungen erfolgt sie mit Ausnahme der in Absatz 2 genannten Fächer 
gemeinsam. 

(2) Die Dozenten für Theologie und Religionspädagogik werden im Einvernehmen mit der zuständi-
gen Kirchenleitung berufen. 

Zweiter Hauptteil   Vom Staat und seinen Ordnungen 

III.   Die Regierung 

Artikel 48 

Die Mitglieder der Regierung leisten beim Amtsantritt den Amtseid vor dem Landtag. Er lautet: "Ich 
schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden von 
ihm wenden, Verfassung und Recht wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen 
und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe." Der Eid kann auch ohne 
religiöse Beteuerung geleistet werden. 

VI.   Die Verwaltung 

Artikel 71 

(1) Das Land gewährleistet den Gemeinden und Gemeindeverbänden sowie den Zweckverbänden das 
Recht der Selbstverwaltung. Sie verwalten ihre Angelegenheiten im Rahmen der Gesetze unter eigener 
Verantwortung. Das gleiche gilt für sonstige öffentlich-rechtliche Körperschaften und Anstalten in den 
durch Gesetz gezogenen Grenzen. 

(...) 

Artikel 78 

Jeder Beamte leistet folgenden Amtseid: "Ich schwöre, daß ich mein Amt nach besten Wissen und 
Können führen, Verfassung und Recht achten und verteidigen und Gerechtigkeit gegen jedermann 
üben werde. So wahr mir Gott helfe." Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden. 

 

2.2 Bayern 

Verfassung des Freistaates Bayern 
Vom 02.12.1946 (GVBl. Bay. S. 333), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.12.1998 

(GVBl. Bay. S. 991), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.11.2003 (GVBl. Bay. S. 817) 

[Präambel] 

Angesichts des Trümmerfeldes, zu dem eine Staats- und Gesellschaftsordnung ohne Gott, ohne Ge-
wissen und ohne Achtung vor der Würde des Menschen die Überlebenden des zweiten Weltkrieges 
geführt hat, in dem festen Entschlusse, den kommenden deutschen Geschlechtern die Segnungen des 
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Friedens, der Menschlichkeit und des Rechtes dauernd zu sichern, gibt sich das Bayerische Volk, ein-
gedenk seiner mehr als tausendjährigen Geschichte, nachstehende demokratische Verfassung. 

 

Erster Hauptteil   Aufbau und Aufgaben des Staates  

1. Abschnitt   Die Grundlagen des Bayerischen Staates 

Artikel 7   [Staatsbürger; Rechte des Staatsbürgers] 

(1) Staatsbürger ist ohne Unterschied der Geburt, der Rasse, des Geschlechts, des Glaubens und des 
Berufs jeder Staatsangehörige, der das 18. Lebensjahr vollendet hat. 

(...) 

Zweiter Hauptteil   Grundrechte und Grundpflichten 

Artikel 107   [Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit] 

(1) Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist gewährleistet.  

(2) Die ungestörte Religionsausübung steht unter staatlichem Schutz. 

(3) Durch das religiöse Bekenntnis wird der Genuß der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte 
weder bedingt noch beschränkt. Den staatsbürgerlichen Pflichten darf es keinen Abbruch tun. 

(4) Die Zulassung zu den öffentlichen Ämtern ist von dem religiösen Bekenntnis unabhängig. 

(5) Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Die Behörden haben nur 
soweit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft zu fragen, als davon Rechte 
und Pflichten abhängen oder eine gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert. 

(6) Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder zur Teilnahme an religiösen Übungen oder Fei-
erlichkeiten oder zur Benutzung einer religiösen Eidesformel gezwungen werden. 

Artikel 111a   [Freiheit des Rundfunks]  

(1) Die Freiheit des Rundfunks wird gewährleistet. Der Rundfunk dient der Information durch wahr-
heitsgemäße, umfassende und unparteiische Berichterstattung sowie durch die Verbreitung von Mei-
nungen. Er trägt zur Bildung und Unterhaltung bei. Der Rundfunk hat die freiheitliche demokratische 
Grundordnung, die Menschenwürde, religiöse und weltanschauliche Überzeugungen zu achten. Die 
Verherrlichung von Gewalt sowie Darbietungen, die das allgemeine Sittlichkeitsgefühl grob verletzen, 
sind unzulässig. Meinungsfreiheit, Sachlichkeit, gegenseitige Achtung, Schutz vor Verunglimpfung 
sowie die Ausgewogenheit des Gesamtprogramms sind zu gewährleisten.  

(2) Rundfunk wird in öffentlicher Verantwortung und in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft betrieben. 
An der Kontrolle des Rundfunks sind die in Betracht kommenden bedeutsamen politischen, weltan-
schaulichen und gesellschaftlichen Gruppen angemessen zu beteiligen. Der Anteil der von der Staats-
regierung und dem Landtag in die Kontrollorgane entsandten Vertreter darf ein Drittel nicht überstei-
gen. Die weltanschaulichen und gesellschaftlichen Gruppen wählen oder berufen ihre Vertreter selbst.  

(3) Das Nähere regelt ein Gesetz. 
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Dritter Hauptteil   Das Gemeinschaftsleben  

1. Abschnitt   Ehe und Familie 

Artikel 127   [Teilhabe der Religionsgemeinschaften an der Erziehung] 

Das eigene Recht der Religionsgemeinschaften und staatlich anerkannten weltanschaulichen Gemein-
schaften auf einen angemessenen Einfluß bei der Erziehung der Kinder ihres Bekenntnisses oder ihrer 
Weltanschauung wird unbeschadet des Erziehungsrechtes der Eltern gewährleistet. 

2. Abschnitt   Bildung und Schule, Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und der 
    kulturellen Überlieferung 

Artikel 131   [Bildungsziele] 

(...) 

(2) Oberste Bildungsziele sind Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor religiöser Überzeugung und vor der 
Würde des Menschen, Selbstbeherrschung, Verantwortungsgefühl und Verantwortungsfreudigkeit, 
Hilfsbereitschaft und Aufgeschlossenheit für alles Wahre, Gute und Schöne und Verantwortungsbe-
wußtsein für Natur und Umwelt. 

(...) 

Artikel 133   [Öffentliche Schulen; Konfessionsschulen] 

(1) Für die Bildung der Jugend ist durch öffentliche Anstalten zu sorgen. Bei ihrer Einrichtung wirken 
Staat und Gemeinde zusammen. Auch die anerkannten Religionsgemeinschaften sind Bildungsträger. 

(2) Die Lehrer an öffentlichen Schulen haben grundsätzlich die Rechte und Pflichten der Staatsbeam-
ten. 

Artikel 134   [Privatschulen] 

(1) Privatschulen müssen den an die öffentlichen Schulen gestellten Anforderungen entsprechen. Sie 
können nur mit Genehmigung des Staates errichtet und betrieben werden. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Schule in ihren Lehrzielen (Artikel 131) und Einrich-
tungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrer nicht hinter den gleichartigen öffent-
lichen Schulen zurücksteht, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrer genügend 
gesichert ist und gegen die Person des Schulleiters keine Bedenken bestehen. 

(3) Private Volksschulen dürfen nur unter besonderen Voraussetzungen zugelassen werden. Diese 
Voraussetzungen liegen insbesondere vor, wenn den Erziehungsberechtigten eine öffentliche Schule 
ihres Bekenntnisses oder ihrer Weltanschauung nicht zur Verfügung steht.  

Artikel 135   [Öffentliche Volksschulen] 

Die öffentlichen Volksschulen sind gemeinsame Schulen für alle volksschulpflichtigen Kinder. In 
ihnen werden die Schüler nach den Grundsätzen der christlichen Bekenntnisse unterrichtet und erzo-
gen. Das Nähere bestimmt das Volksschulgesetz.  

Artikel 136   [Religionsunterricht] 
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(1) An allen Schulen sind beim Unterricht die religiösen Empfindungen aller zu achten. 

(2) Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach aller Volksschulen, Berufsschulen, mittleren und 
höheren Lehranstalten. Er wird erteilt in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der betreffenden Re-
ligionsgemeinschaft. 

(3) Kein Lehrer kann gezwungen oder gehindert werden, Religionsunterricht zu erteilen. 

(4) Die Lehrer bedürfen der Bevollmächtigung durch die Religionsgemeinschaften zur Erteilung des 
Religionsunterrichts.  

(5) Die erforderlichen Schulräume sind zur Verfügung zu stellen.  

Artikel 137   [Teilnahme am Religionsunterricht] 

(1) Die Teilnahme am Religionsunterricht und an kirchlichen Handlungen und Feierlichkeiten bleibt 
der Willenserklärung der Erziehungsberechtigten, vom vollendeten 18. Lebensjahr ab der Willenser-
klärung der Schüler überlassen. 

(2) Für Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen, ist ein Unterricht über die allgemein 
anerkannten Grundsätze der Sittlichkeit einzurichten.  

Artikel 138   [Hochschulen] 

(1) Die Errichtung und Verwaltung der Hochschulen ist Sache des Staates. Eine Ausnahme bilden die 
kirchlichen Hochschulen (Artikel 150 Absatz 1). Weitere Ausnahmen bedürfen staatlicher Genehmi-
gung.  

(2) Die Hochschulen haben das Recht der Selbstverwaltung. Die Studierenden sind daran zu beteili-
gen, soweit es sich um ihre Angelegenheiten handelt. 

3. Abschnitt   Religion und Religionsgemeinschaften  

Artikel 142   [Vereinigungsfreiheit; Selbstverwaltungsrecht] 

(1) Es besteht keine Staatskirche. 

(2) Die Freiheit der Vereinigung zu gemeinsamer Hausandacht, zu öffentlichen Kulthandlungen und 
Religionsgemeinschaften sowie deren Zusammenschluß innerhalb Bayerns unterliegen im Rahmen der 
allgemein geltenden Gesetze keinerlei Beschränkung.  

(3) Kirchen und anerkannte Religionsgemeinschaften sowie solche weltanschauliche Gemeinschaften, 
deren Bestrebungen den allgemein geltenden Gesetzen nicht widersprechen, sind von staatlicher Be-
vormundung frei. Sie ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten innerhalb der Schranken der für alle 
geltenden Gesetze selbständig. Sie verleihen ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der politi-
schen Gemeinde.  

Artikel 143   [Körperschaften des öffentlichen Rechts; Kirchensteuer] 

(1) Die Religionsgemeinschaften und weltanschaulichen Gemeinschaften erwerben die Rechtsfähig-
keit nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts. 

(2) Kirchen und anerkannte Religionsgemeinschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
soweit sie es bisher waren. Anderen anerkannten Religionsgemeinschaften sowie solchen weltan-
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schaulichen Gemeinschaften, deren Bestrebungen den allgemein geltenden Gesetzen nicht widerspre-
chen, sind nach einer Bestandszeit von fünf Jahren auf Antrag die gleichen Rechte zu gewähren. 

(3) Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie weltanschauliche Gemeinschaften, die Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts sind, dürfen auf Grund der öffentlichen Steuerlisten Steuern erheben.  

 

Artikel 144   [Staatlicher Schutz der Religion und der Geistlichen] 

(1) In der Erfüllung ihrer Amtspflichten genießen die Geistlichen den Schutz des Staates. 

(2) Jede öffentliche Verächtlichmachung der Religion, ihrer Einrichtungen, der Geistlichen und Or-
densleute in ihrer Eigenschaft als Religionsdiener ist verboten und strafbar. 

(3) Geistliche können vor Gerichten und anderen Behörden nicht um Auskunft über Tatsachen ange-
halten werden, die ihnen in ihrer Eigenschaft als Seelsorger anvertraut worden sind.7  

Artikel 145   [Öffentliche Leistungen des Staates an die Religionsgemeinschaften] 

(1) Die auf Gesetz, Vertrag oder anderen Rechtstiteln beruhenden bisherigen Leistungen des Staates 
oder der politischen Gemeinden an die Religionsgemeinschaften bleiben aufrechterhalten. 

(2) Neue freiwillige Leistungen des Staates, der politischen Gemeinden und Gemeindeverbände an 
eine Religionsgemeinschaft werden durch Zuschläge zu den Staatssteuern und Umlagen der Angehö-
rigen dieser Religionsgemeinschaft aufgebracht.  

Artikel 146   [Schutz des Eigentums und anderer Rechte] 

Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgemeinschaften, religiöser Vereine, Orden, Kongrega-
tionen, weltanschaulicher Gemeinschaften an ihren für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwe-
cke bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen werden gewährleistet.  

Artikel 147   [Schutz der Sonn- und Feiertage] 

Die Sonntage und staatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der seelischen Erhebung und der 
Arbeitsruhe gesetzlich geschützt.  

Artikel 148   [Gottesdienst und Seelsorge in Krankenhäusern, Strafanstalten usw.] 

Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge in Krankenhäusern, Strafanstalten oder sonsti-
gen öffentlichen Anstalten besteht, sind die Religionsgemeinschaften zur Vornahme religiöser Hand-
lungen zuzulassen, wobei jeder Zwang fernzuhalten ist.  

Artikel 149   [Friedhöfe] 

(1) Die Gemeinden haben dafür zu sorgen, daß jeder Verstorbene schicklich beerdigt werden kann. 
Über die Mitwirkung der Religionsgemeinschaften haben diese selbst zu bestimmen. 

                                                            
7 Vgl. hierzu die entsprechenden Bestimmungen der Strafprozessordnung, die im Zweiten Teil unter Punkt R) 8. 
h) abgedruckt sind. 
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(2) In Friedhöfen, die nur für einzelne Religionsgemeinschaften bestimmt sind, ist die Beisetzung An-
dersgläubiger unter den für sie üblichen Formen und ohne räumliche Absonderung zu gestatten, wenn 
ein anderer geeigneter Begräbnisplatz nicht vorhanden ist. 

(3) Im übrigen bemißt sich der Simultangebrauch der Kirchen und Friedhöfe nach bisherigem Recht, 
soweit nicht durch Gesetz Abänderungen getroffen werden.  

 

 

Artikel 150   [Theologische Hochschulen und Fakultäten] 

(1) Die Kirchen haben das Recht, ihre Geistlichen auf eigenen kirchlichen Hochschulen auszubilden 
und fortzubilden. 

(2) Die theologischen Fakultäten an den Hochschulen bleiben erhalten. 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

Artikel 182   [Weitergeltung von Staatsverträgen] 

Die früher geschlossenen Staatsverträge, insbesondere die Verträge mit den christlichen Kirchen vom 
24. Januar 1925, bleiben in Kraft. 

Artikel 183 [Wiedergutmachung] 

Alle durch nationalsozialistische Gewaltherrschaft wegen ihrer religiösen oder politischen Haltung 
oder wegen ihrer Rasse Geschädigten haben im Rahmen der Gesetzgebung Anspruch auf Wiedergut-
machung. 

Artikel 184 [Entnazifizierung] 

Die Gültigkeit von Gesetzen, die gegen den Nationalsozialismus und Militarismus gerichtet sind oder 
ihre Folgen beseitigen wollen, wird durch diese Verfassung nicht berührt oder beschränkt. 

2.3 Berlin 

Verfassung von Berlin 
Vom 23.11.1995 (GVBl. Berlin, S. 779), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.03.2010 

(GVBl. Berlin, S. 134) 

Abschnitt II   Grundrechte, Staatsziele 

Artikel 10 

(...) 

(2) Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen oder seiner 
sexuellen Identität benachteiligt oder bevorzugt werden. 

(...) 



15 

 

 

Artikel 19 

(...) 

(2) Der Zugang zu allen öffentlichen Ämtern steht jedem ohne Unterschied der Herkunft, des Ge-
schlechts, der Partei und des religiösen Bekenntnisses offen, wenn er die nötige Eignung besitzt. 

Artikel 22 

(...) 

(2) Die Errichtung und Unterhaltung von Einrichtungen für die Beratung, Betreuung und Pflege im 
Alter, bei Krankheit, Behinderung, Invalidität und Pflegebedürftigkeit sowie für andere soziale und 
karitative Zwecke sind staatlich zu fördern, unabhängig von ihrer Trägerschaft. 

Artikel 29 

(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen 
Bekenntnisses sind unverletzlich. Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet.  

(2) Rassenhetze und Bekundung nationalen oder religiösen Hasses widersprechen dem Geist der Ver-
fassung und sind unter Strafe zu stellen.  

Artikel 35 

(1) Der Sonntag und die gesetzlichen Feiertage sind als Tage der Arbeitsruhe geschützt. 

(...) 

 

2.4 Brandenburg 

Verfassung des Landes Brandenburg 
Vom 20.08.1992 (GVBl. Bbg. I S. 298), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2011 

(GVBl. Bbg. I  2011, Nr.30) 

1. Hauptteil   Grundlagen 

Artikel 2   [Grundsätze der Verfassung] 

(1) Brandenburg ist ein freiheitliches, rechtsstaatliches, soziales, dem Frieden und der Gerechtigkeit, 
dem Schutz der natürlichen Umwelt und der Kultur verpflichtetes demokratisches Land, welches die 
Zusammenarbeit mit anderen Völkern, insbesondere mit dem polnischen Nachbarn, anstrebt. 

(...) 

2. Hauptteil   Grundrechte und Staatsziele 

2. Abschnitt   Freiheit, Gleichheit und Würde 

Artikel 12   [Gleichheit] 
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(…) 
(2) Niemand darf wegen seiner Rasse, Abstammung, Nationalität, Sprache, seines Geschlechts, seiner 
sexuellen Identität, seiner sozialen Herkunft oder Stellung, seiner Behinderung, seiner religiösen, 
weltanschaulichen oder politischen Überzeugung bevorzugt oder benachteiligt werden. 

Artikel 13   [Gewissens-, Glaubens- und Bekenntnisfreiheit]  

(1) Die Freiheit des Gewissens, des Glaubens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen 
Bekenntnisses sind unverletzlich; ihre ungestörte Ausübung wird gewährleistet.  

(2) Niemand ist verpflichtet, seine religiöse oder weltanschauliche Überzeugung zu offenbaren. Die 
Behörden haben nur so weit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft zu 
fragen, wie davon Rechte und Pflichten abhängen.  

(3) Niemand darf zur Teilnahme an einer religiösen oder weltanschaulichen Handlung oder zur Benut-
zung einer religiösen Eidesform gezwungen werden.  

(4) Kann ein Bürger staatsbürgerliche Pflichten nicht erfüllen, weil sie seinem Gewissen widerspre-
chen, soll das Land ihm im Rahmen des Möglichen andere, gleichbelastende Pflichten eröffnen. Dies 
gilt nicht für Abgaben.  

Artikel 14   [Sonn- und Feiertage]  

(1) Das Land schützt die Sonntage und staatlich anerkannten Feiertage als Tage der Arbeitsruhe.  

(2) Die mit Sonn- und Feiertagen verbundenen Traditionen sind zu achten.  

(3) Das Nähere regelt ein Gesetz. 

3. Abschnitt   Politische Gestaltungsrechte 

Artikel 21   [Recht auf politische Mitgestaltung] 

(…) 
(2) Jeder hat nach Maßgabe der Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung das gleiche Recht auf 
Zugang zu öffentlichen Ämtern, soweit nicht für die Wahrnehmung hoheitlicher Befugnisse etwas 
anderes gesetzlich bestimmt ist. Eine Entlassung oder Disziplinierung wegen einer Betätigung in Bür-
gerinitiativen, Verbänden, Religionsgemeinschaften oder Parteien ist unzulässig. 

6. Abschnitt   Bildung, Wissenschaft, Kunst und Sport 

Artikel 28   [Grundsätze der Erziehung und Bildung] 

Erziehung und Bildung haben die Aufgabe, die Entwicklung der Persönlichkeit, selbständiges Denken 
und Handeln, Achtung vor der Würde, dem Glauben und den Überzeugungen anderer, Anerkennung 
der Demokratie und Freiheit, den Willen zu sozialer Gerechtigkeit, die Friedfertigkeit und Solidarität 
im Zusammenleben der Kulturen und Völker und die Verantwortung für Natur und Umwelt zu för-
dern. 

Artikel 30   [Schulwesen] 

(…) 
(6) Das Recht zur Errichtung von Schulen in freier Trägerschaft wird nach Maßgabe von Artikel 7 
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Absatz 4 des Grundgesetzes gewährleistet. Die Träger haben Anspruch auf einen öffentlichen Finan-
zierungszuschuß. 

Artikel 32   [Hochschulen] 

(…) 
(2) Das Recht der Errichtung von Hochschulen in freier Trägerschaft wird gewährleistet. 

(…) 
(4) Zur Ausbildung ihrer Geistlichen haben die Kirchen das Recht, eigene Anstalten mit Hoch-
schulcharakter zu errichten und zu unterhalten. Entsprechendes gilt für Religionsgemeinschaften. Die 
Besetzung der Lehrstühle an den staatlichen theologischen Fakultäten erfolgt im Benehmen mit den 
Kirchen. 

7. Abschnitt   Kirchen und Religionsgemeinschaften 

Artikel 36   [Rechtsstellung]  

(1) Es besteht keine Staatskirche.  

(2) Kirchen und Religionsgemeinschaften ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten selbständig 
innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleihen ihre Ämter ohne Mitwirkung 
des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde.  

(3) Das Land anerkennt den Öffentlichkeitsauftrag der Kirchen und Religionsgemeinschaften. Sie sind 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, soweit sie es bisher waren. Andere Religionsgemeinschaften 
erlangen auf Antrag die gleichen Rechte, wenn ihre Satzung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr 
der Dauer bieten und sie den in Artikel 2 Absatz 1 genannten Grundsätzen und den Grundrechten die-
ser Verfassung nicht widersprechen.  

(4) Kirchen und Religionsgemeinschaften dürfen, soweit sie Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sind, von ihren Mitgliedern Steuern aufgrund der staatlichen Steuerlisten erheben.  

(5) Vereinigungen zur gemeinschaftlichen Pflege einer Weltanschauung werden den Religionsgemein-
schaften gleichgestellt.  

Artikel 37   [Eigentum und Staatsleistungen]  

(1) Das Eigentum und andere Rechte der Kirchen, Religionsgemeinschaften und ihrer Einrichtungen 
an ihrem für Kultus-, Bildungs- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Vermögen werden gewährleis-
tet.  

(2) Die den Kirchen und Religionsgemeinschaften gemäß Gesetz, Vertrag oder sonstigen Rechtstiteln 
zustehenden Leistungen des Landes und der Träger der kommunalen Selbstverwaltung können nur 
durch Vereinbarung abgelöst werden. Soweit solche Vereinbarungen das Land betreffen, bedürfen sie 
der Bestätigung durch Landesgesetz.  

Artikel 38   [Seelsorge]  

In Heimen, Krankenhäusern, Strafanstalten und ähnlichen öffentlichen Einrichtungen sowie bei der 
Polizei sind Gottesdienste, Seelsorge und andere religiöse Handlungen den Kirchen und Religionsge-
meinschaften nach Maßgabe der bestehenden Bedürfnisse zu ermöglichen. Artikel 13 Absatz 3 findet 
Anwendung. 
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3. Hauptteil   Die Staatsorganisation 

3. Abschnitt   Die Landesregierung 

Artikel 88   [Eid]  

Der Ministerpräsident und die Minister der Landesregierung leisten vor Übernahme der Geschäfte vor 
dem Landtag folgenden Eid:  

»Ich schwöre, daß ich meine ganze Kraft dem Wohle der Menschen des Landes Brandenburg widmen, 
ihren Nutzen mehren, Schaden von ihnen wenden, das mir übertragene Amt nach bestem Wissen und 
Können unparteiisch verwalten, Verfassung und Gesetz wahren und verteidigen, meine Pflichten ge-
wissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben  
werde.«  

Der Eid kann auch mit einer religiösen Beteuerung geleistet werden. 

 

2.5 Bremen 

Verfassung der Freien Hansestadt Bremen 
Vom 21.10.1947 (GBl. Bremen, S. 251), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 

03.09.2013 (GBl. Bremen S. 501)  

Erster Hauptteil   Grundrechte und Grundpflichten 

Artikel 2 

(...) 

(2) Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner sozialen Stellung, sexuellen Identität, seiner religiösen 
und politischen Anschauungen bevorzugt oder benachteiligt werden. 
(...) 

Artikel 4 

Glaube, Gewissen und Überzeugung sind frei. Die ungehinderte Ausübung der Religion wird gewähr-
leistet. 

Artikel 11a 

Staat, Gemeinden und Körperschaften des öffentlichen Rechts tragen Verantwortung für die natürli-
chen Lebensgrundlagen. (...) 

Zweiter Hauptteil   Ordnung des sozialen Lebens 

1. Abschnitt   Die Familie 

Artikel 21 
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(1) Ehe und Familie bilden die Grundlage des Gemeinschaftslebens und haben darum Anspruch auf 
den Schutz und die Förderung des Staates. 

(2) Die eingetragene Lebenspartnerschaft ist der Ehe in diesem Sinne gleichgestellt. 
 
2. Abschnitt   Erziehung und Unterricht 

Artikel 29 

Privatschulen können auf Grund staatlicher Genehmigung errichtet und unter Beobachtung der vom 
Gesetz gestellten Bedingungen betrieben werden. Das Nähere bestimmt das Gesetz unter Berücksich-
tigung des Willens der Erziehungsberechtigten. 

Artikel 32 

(1) Die allgemeinbildenden öffentlichen Schulen sind Gemeinschaftsschulen mit bekenntnismäßig 
nicht gebundenem Unterricht in Biblischer Geschichte auf allgemein christlicher Grundlage.  

(2) Unterricht in Biblischer Geschichte wird nur von Lehrern erteilt, die sich dazu bereit erklärt haben. 
Über die Teilnahme der Kinder an diesem Unterricht entscheiden die Erziehungsberechtigten.  

(3) Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften haben das Recht, außerhalb der Schul-
zeit in ihrem Bekenntnis oder in ihrer Weltanschauung diejenigen Kinder zu unterweisen, deren Erzie-
hungsberechtigte dies wünschen. 

Artikel 33 

In allen Schulen herrscht der Grundsatz der Duldsamkeit. Der Lehrer hat in jedem Fach auf die religi-
ösen und weltanschaulichen Empfindungen aller Schüler Rücksicht zu nehmen. 

3. Abschnitt   Arbeit und Wirtschaft 

Artikel 55 

(...) 

(3) Alle Sonn- und gesetzlichen Feiertage sind arbeitsfrei. 

(...) 

4. Abschnitt   Kirchen und Religionsgemeinschaften 

Artikel 59 

(1) Die Kirchen und Religionsgesellschaften sind vom Staate getrennt.  

(2) Jede Kirche, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaft ordnet und verwaltet ihre sämtlichen 
Angelegenheiten selber im Rahmen der für alle geltenden Gesetze. Sie verleiht ihre Ämter ohne Mit-
wirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde.  

Artikel 60 

(1) Die Freiheit der Vereinigung zu Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften wird gewährleis-
tet.  
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(2) Niemand darf gezwungen oder gehindert werden, an einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit 
oder religiösen Übung teilzunehmen oder eine religiöse Eidesformel zu benutzen.  

Artikel 61 

Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, soweit sie es bisher waren. Anderen Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften kann 
durch Gesetz die gleiche Rechtsstellung verliehen werden, wenn sie durch ihre Verfassung und die 
Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten.  

 

 

Artikel 62 

Soweit in öffentlichen Krankenhäusern, Strafanstalten oder sonstigen öffentlichen Anstalten der 
Wunsch nach Gottesdienst und Seelsorge geäußert wird, sind die Kirchen, Religions- und Weltan-
schauungsgemeinschaften zuzulassen. Dabei hat jede Art von Nötigung zur Teilnahme zu unterblei-
ben.  

Artikel 63 

Die von den anerkannten Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften oder ihren Organisationen 
unterhaltenen Krankenhäuser, Schulen, Fürsorgeanstalten und ähnlichen Häuser gelten als gemeinnüt-
zige Einrichtungen.  

2.6 Hamburg 

Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg 
Vom 06.06.1952 (Hamburgisches GVBl., S. 117), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

19.02.2013 (Hamburgisches  GVBl. S. 43 ) 

III.   Der Senat 

Artikel 38 

(1) Die Mitglieder des Senats haben vor Antritt ihres Amtes vor der Bürgerschaft folgenden Eid zu 
leisten: "Ich schwöre, daß ich Deutschland, dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland und der 
hamburgischen Verfassung die Treue halten, die Gesetze beachten, die mir als Mitglied des Senats 
obliegenden Pflichten gewissenhaft erfüllen und das Wohl der Freien und Hansestadt Hamburg, soviel 
ich vermag, fördern will." 

(2) Die Beifügung einer religiösen Beteuerung ist zulässig.  

2.7 Hessen 

Verfassung des Landes Hessen 
Vom 01.12.1946 (GVBl. Hessen, S. 229), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.04.2011 

(GVBl. Hessen I, S.  182) 

Erster Hauptteil   Die Rechte des Menschen 
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I.   Gleichheit und Freiheit 

Artikel 1 

Alle Menschen sind vor dem Gesetze gleich, ohne Unterschied des Geschlechts, der Rasse, der religi-
ösen und der politischen Überzeugung. 

Artikel 4 

Ehe und Familie stehen als Grundlage des Gemeinschaftslebens unter dem besonderen Schutz des 
Gesetzes. 

 

Artikel 9 

Glauben, Gewissen und Überzeugung sind frei. 

Artikel 11 

(1) Jedermann hat das Recht, seine Meinung frei und öffentlich zu äußern. Dieses Recht darf auch 
durch ein Dienstverhältnis nicht beschränkt werden, und niemand darf ein Nachteil widerfahren, wenn 
er es ausübt. Nur wenn die vereinbarte Tätigkeit einer bestimmten politischen, religiösen oder weltan-
schaulichen Richtung dienen soll, kann, falls ein Beteiligter davon abweicht, das Dienstverhältnis ge-
löst werden. 

(...) 

III.   Soziale und marktwirtschaftliche Rechte 

Artikel 31 

(...) Sonntag und gesetzliche Feiertage sind arbeitsfrei. (...) 

IV.   Staat, Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften 

Artikel 48 

(1) Ungestörte und öffentliche Religionsübung und die Freiheit der Vereinigung zu Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften werden gewährleistet.  

(2) Niemand darf gezwungen oder gehindert werden, an einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit 
oder religiösen Übung teilzunehmen oder eine religiöse Eidesformel zu benutzen.  

(3) Es besteht keine Staatskirche.  

Artikel 49 

Jede Kirche, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
selbständig innerhalb der Schranken des für jedermann geltenden Gesetzes. Sie verleiht ihre Ämter 
ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde.  

Artikel 50 
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(1) Es ist Aufgabe von Gesetz oder Vereinbarung, die staatlichen und kirchlichen Bereiche klar gegen-
einander abzugrenzen.  

(2) Die Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften haben sich, wie der Staat, jeder 
Einmischung in die Angelegenheiten des anderen Teiles zu enthalten.  

Artikel 51 

(1) Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, soweit sie solche bisher waren. Anderen Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften 
kann auf Antrag die gleiche Rechtsstellung verliehen werden, wenn sie durch ihre Verfassung und die 
Zahl der Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten.  

(2) Der Zusammenschluß von Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften unterliegt 
keinen Beschränkungen. Der aus mehreren öffentlich-rechtlichen Gemeinschaften gebildete Verband 
ist auch eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.  

(3) Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen 
Rechts sind, können nach näherer gesetzlicher Regelung auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten Steu-
ern erheben.  

Artikel 52 

Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die Kirchen, 
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften werden im Wege der Gesetzgebung abgelöst.  

Artikel 53 

Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der Arbeitsruhe und der seeli-
schen Erhebung gesetzlich geschützt.  

Artikel 54 

Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge in Krankenhäusern, Strafanstalten und sonsti-
gen öffentlichen Anstalten besteht, sind die Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften 
zu religiösen Handlungen zugelassen. Dabei hat jeder Zwang zu unterbleiben. 

V.   Erziehung, Bildung, Denkmalschutz und Sport 

Artikel 55 

Die Erziehung der Jugend zu Gemeinsinn und zu leiblicher, geistiger und seelischer Tüchtigkeit ist 
Recht und Pflicht der Eltern. Dieses Recht kann nur durch Richterspruch nach Maßgabe der Gesetze 
entzogen werden.  

Artikel 56 

(...) 

(2) An allen hessischen Schulen werden die Kinder aller religiösen Bekenntnisse und Weltanschauun-
gen in der Regel gemeinsam erzogen (Gemeinschaftsschule).  
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(3) Grundsatz eines jeden Unterrichts muß die Duldsamkeit sein. Der Lehrer hat in jedem Fach auf die 
religiösen und weltanschaulichen Empfindungen aller Schüler Rücksicht zu nehmen und die religiösen 
und weltanschaulichen Auffassungen sachlich darzulegen.  

(4) Ziel der Erziehung ist, den jungen Menschen zur sittlichen Persönlichkeit zu bilden, seine berufli-
che Tüchtigkeit und die politische Verantwortung vorzubereiten zum selbständigen und verantwortli-
chen Dienst am Volk und der Menschheit durch Ehrfurcht und Nächstenliebe, Achtung und Duldsam-
keit, Rechtlichkeit und Wahrhaftigkeit.  

(...) 

(6) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, die Gestaltung des Unterrichtswesens mitzubestim-
men, soweit die Grundsätze der Absätze 2 bis 5 nicht verletzt werden.  

(7) Das Nähere regelt das Gesetz. Es muß Vorkehrungen dagegen treffen, daß in der Schule die religi-
ösen und weltanschaulichen Grundsätze verletzt werden, nach denen die Erziehungsberechtigten ihre 
Kinder erzogen haben wollen.  

Artikel 57 

(1) Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach. Der Lehrer ist im Religionsunterricht unbescha-
det des staatlichen Aufsichtsrechts an die Lehren und Ordnungen seiner Kirche oder Religionsgemein-
schaft gebunden.  

(2) Diese Bestimmungen sind sinngemäß auf die Weltanschauungsgemeinschaften anzuwenden.  

Artikel 58 

Über die Teilnahme des Kindes am Religionsunterricht bestimmt der Erziehungsberechtigte. Kein 
Lehrer kann verpflichtet oder gehindert werden, Religionsunterricht zu erteilen. 

Artikel 60 

(...) 

(2) Die theologischen Fakultäten an den Universitäten bleiben bestehen. Vor der Berufung ihrer Do-
zenten sind die Kirchen zu hören.  

(3) Die kirchlichen theologischen Bildungsanstalten werden anerkannt. 

Artikel 61 

Private Mittel-, höhere und Hochschulen und Schulen besonderer pädagogischer Prägung bedürfen der 
Genehmigung des Staates. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Privatschulen in ihren Lehrzie-
len und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte hinter den öffent-
lichen Schulen zurückstehen, wenn sie eine Sonderung nach den Besitzverhältnissen der Eltern fördern 
oder wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist. Das 
Nähere bestimmt das Gesetz. 

Zweiter Hauptteil   Aufbau des Landes Hessen 

IX.   Die Staats- und Selbstverwaltung 

Artikel 134 
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Jeder, ohne Unterschied der Herkunft, der Rasse, des religiösen Bekenntnisses und des Geschlechts, 
hat Zugang zu den öffentlichen Ämtern, wenn er die nötige Eignung und Befähigung besitzt. 

 

 

2.8 Mecklenburg-Vorpommern 

Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
Vom 23.05.1993 (GVBl. M-V, S. 371, 372), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.06.2011 

(GVOBl. M-V S. 375) 

1. Abschnitt: Grundlagen 

II.   Grundrechte 

Artikel 9 

(1) Die Bestimmungen der Artikel 136 bis 139 und 141 der Deutschen Verfassung vom 11. August 
1919 sind Bestandteil dieser Verfassung.  

(2) Das Land und die Kirchen sowie die ihnen gleichgestellten Religions- und Weltanschauungsgesell-
schaften können Fragen von gemeinsamen Belangen durch Vertrag regeln.  

(3) Die Einrichtung theologischer Fakultäten an den Landesuniversitäten wird den Kirchen nach Maß-
gabe eines Vertrages im Sinne des Absatz 2 gewährleistet. Artikel 7 Absatz 3 bleibt unberührt. 

III.   Staatsziele 

Artikel 15 

(1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Landes.  

(...) 

(5) Die Schulen achten die religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen der Schüler, Eltern und 
Lehrer.  

(...) 

Artikel 19 

(...) 

(2) Die soziale Tätigkeit der Kirchen, der Träger der freien Wohlfahrtspflege und der freien Jugendhil-
fe wird geschützt und gefördert. 

2. Abschnitt: Staatsorganisation 

II.   Landesregierung 

Artikel 44 
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Der Ministerpräsident und die Minister leisten bei der Amtsübernahme vor dem Landtag folgenden 
Eid: "Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Volke und dem Lande widme, das Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland und die Verfassung von Mecklenburg-Vorpommern sowie die Gesetze 
wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegenüber jeder-
mann üben werde." Der Eid kann mit der religiösen Bekräftigung "So wahr mit Gott helfe" oder ohne 
sie geleistet werden.  

2.9 Niedersachsen 

Niedersächsische Verfassung 
Vom 19.05.1993 (Nds. GVBl., S. 107), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.06.2009 

(Nds. GVBl., S. 276 ) 

Präambel 

Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen hat sich das Volk von Niedersach-
sen durch seinen Landtag diese Verfassung gegeben. 

Erster Abschnitt   Grundlagen der Staatsgewalt, Grundrechte und Staatsziele 

Artikel 3   Grundrechte 

(...) 

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt 
oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. 

Artikel 4   Recht auf Bildung, Schulwesen 

(...) 

(3) Das Recht zur Errichtung von Schulen in freier Trägerschaft wird gewährleistet. Sie haben An-
spruch auf staatliche Förderung, wenn sie nach Artikel 7 Abs. 4 und 5 des Grundgesetzes für die Bun-
desrepublik Deutschland genehmigt sind und die Voraussetzungen für die Genehmigung auf Dauer 
erfüllen. 

(...) 

Dritter Abschnitt   Die Landesregierung 

Artikel 31   Bekenntnis und Amtseid 

Die Mitglieder der Landesregierung haben sich bei der Amtsübernahme vor dem Landtag zu den 
Grundsätzen eines freiheitlichen, republikanischen, demokratischen, sozialen und dem Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen verpflichteten Rechtsstaates zu bekennen und folgenden Eid zu leisten: 
"Ich schwöre, dass ich meine Kraft dem Volke und dem Lande widmen, das Grundgesetz für die Bun-
desrepublik Deutschland und die Niedersächsische Verfassung sowie die Gesetze wahren und vertei-
digen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegenüber allen Menschen üben wer-
de." Der Eid kann mit der Beteuerung "So wahr mir Gott helfe" oder ohne sie geleistet werden.  
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2.10 Nordrhein-Westfalen 

Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen 
Vom 28.06.1950 (GVBl. NRW, S. 127), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 

25.10.2011 (GVBl. NRW, S. 499) 

Präambel 

In Verantwortung vor Gott und den Menschen, verbunden mit allen Deutschen, erfüllt von dem Wil-
len, die Not der Gegenwart in gemeinschaftlicher Arbeit zu überwinden, dem inneren und äußeren 
Frieden zu dienen, Freiheit, Gerechtigkeit und Wohlstand für alle zu schaffen, haben sich die Männer 
und Frauen des Landes Nordrhein-Westfalen diese Verfassung gegeben. 

Zweiter Teil   Von den Grundrechten und der Ordnung des Gemeinschaftslebens 

Erster Abschnitt - Von den Grundrechten 

Artikel 4 

(1) Die im Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der Fassung vom 23. Mai 1949 festge-
legten Grundrechte und staatsbürgerlichen Rechte sind Bestandteil dieser Verfassung und unmittelbar 
geltendes Landesrecht.  

(...) 

Zweiter Abschnitt 

Artikel 5 

(1) Ehe und Familie werden als die Grundlagen der menschlichen Gesellschaft anerkannt. Sie stehen 
unter dem besonderen Schutz des Landes. Die Mutterschaft und die kinderreiche Familie haben An-
spruch auf besondere Fürsorge. 

(...) 

Artikel 6 

(1) Jedes Kind hat ein Recht auf Achtung seiner Würde als eigenständige Persönlichkeit und auf be-
sonderen Schutz von Staat und Gesellschaft.  

(2) Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf Entwicklung und Entfaltung ihrer Persönlichkeit, auf 
gewaltfreie Erziehung und den Schutz vor Gewalt, Vernachlässigung und Ausbeutung. Staat und Ge-
sellschaft schützen sie vor Gefahren für ihr körperliches, geistiges und seelisches Wohl. Sie achten 
und sichern ihre Rechte, tragen für altersgerechte Lebensbedingungen Sorge und fördern sie nach ih-
ren Anlagen und Fähigkeiten.  

(...) 

(4) Das Mitwirkungsrecht der Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie der Verbände der freien 
Wohlfahrtspflege in den Angelegenheiten der Familienförderung, der Kinder- und Jugendhilfe bleibt 
gewährleistet und ist zu fördern. 
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Dritter Abschnitt   Schule, Kunst und Wissenschaft, Sport, Religion und Religions-
gemeinschaften 

Artikel 7 

(1) Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor der Würde des Menschen und Bereitschaft zum sozialen Handeln 
zu wecken, ist vornehmstes Ziel der Erziehung.  

(...) 

Artikel 8 

(...) 

(4) Für die Privatschulen gelten die Bestimmungen des Artikels 7 Abs. 4 und 5 des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 zugleich als Bestandteil dieser Verfassung. Die hier-
nach genehmigten Privatschulen haben die gleichen Berechtigungen wie die entsprechenden öffentli-
chen Schulen. Sie haben Anspruch auf die zur Durchführung ihrer Aufgaben und zur Erfüllung ihrer 
Pflichten erforderlichen öffentlichen Zuschüsse. 

Artikel 9 

(1) Schulgeld wird nicht erhoben. 
 
(2) Einführung und Durchführung der Lehr- und Lernmittelfreiheit für alle Schulen sind gesetzlich zu 
regeln. Zum Zwecke des Studiums sind im Bedarfsfalle besondere Unterhaltsbeihilfen zu gewähren. 
Soweit der Staat für die öffentlichen Schulen Schulgeldfreiheit gewährt, sind auch die in Artikel 8 
Abs. 4 genannten Privatschulen berechtigt, zu Lasten des Staates auf die Erhebung von Schulgeld zu 
verzichten; soweit er Lehr- und Lernmittelfreiheit gewährt, sind Lehr- und Lernmittel in gleicher Wei-
se für diese Privatschulen zur Verfügung zu stellen wie für die öffentlichen Schulen. 
 

Artikel 12 

(...) 

 (2) Grundschulen sind Gemeinschaftsschulen, Bekenntnisschulen oder Weltanschauungsschulen. Auf 
Antrag der Erziehungsberechtigten sind, soweit ein geordneter Schulbetrieb gewährleistet ist, Grund-
schulen einzurichten. 
 
(3) In Gemeinschaftsschulen werden Kinder auf der Grundlage christlicher Bildungs- und Kulturwerte 
in Offenheit für die christlichen Bekenntnisse und für andere religiöse und weltanschauliche Überzeu-
gungen gemeinsam unterrichtet und erzogen. 
In Bekenntnisschulen werden Kinder des katholischen oder des evangelischen Glaubens oder einer 
anderen Religionsgemeinschaft nach den Grundsätzen des betreffenden Bekenntnisses unterrichtet und 
erzogen. 
In Weltanschauungsschulen, zu denen auch die bekenntnisfreien Schulen gehören, werden die Kinder 
nach den Grundsätzen der betreffenden Weltanschauung unterrichtet und erzogen. 
 
(4) Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 
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Artikel 13 

Wegen des religiösen Bekenntnisses darf im Einzelfalle keinem Kinde die Aufnahme in eine öffentli-
che Schule verweigert werden, falls keine entsprechende Schule vorhanden ist.  

Artikel 14 

(1) Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach an allen Schulen, mit Ausnahme der Weltan-
schauungsschulen (bekenntnisfreien Schulen). Für die religiöse Unterweisung bedarf der Lehrer der 
Bevollmächtigung durch die Kirche oder durch die Religionsgemeinschaft. Kein Lehrer darf gezwun-
gen werden, Religionsunterricht zu erteilen.  

(2) Lehrpläne und Lehrbücher für den Religionsunterricht sind im Einvernehmen mit der Kirche oder 
Religionsgemeinschaft zu bestimmen.  

(3) Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechtes haben die Kirchen oder die Religionsgemeinschaften 
das Recht, nach einem mit der Unterrichtsverwaltung vereinbarten Verfahren sich durch Einsichtnah-
me zu vergewissern, daß der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit ihren Lehren und Anforde-
rungen erteilt wird.  

(4) Die Befreiung vom Religionsunterricht ist abhängig von einer schriftlichen Willenserklärung der 
Erziehungsberechtigten oder des religionsmündigen Schülers.  

Artikel 15 

Die Ausbildung der Lehrer erfolgt in der Regel an wissenschaftlichen Hochschulen. Sie berücksichtigt 
die Bedürfnisse der Schulen; es ist ein Lehrangebot zu gewährleisten, das diesem Erfordernis gerecht 
wird. Es ist sicherzustellen, daß die Befähigung zur Erteilung des Religionsunterrichts erworben wer-
den kann. 

Artikel 16 

(...) 

(2) Zur Ausbildung ihrer Geistlichen haben die Kirchen und zur Ausbildung ihrer Religionsdiener die 
Religionsgemeinschaften das Recht, eigene Anstalten mit Hochschulcharakter zu errichten und zu 
unterhalten. 

Artikel 17 

Die Erwachsenenbildung ist zu fördern. Als Träger von Einrichtungen der Erwachsenenbildung wer-
den neben Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden auch andere Träger, wie die Kirchen und freien 
Vereinigungen, anerkannt.  

Artikel 19 

(1) Die Freiheit der Vereinigung zu Kirchen oder Religionsgemeinschaften wird gewährleistet. Der 
Zusammenschluß von Kirchen oder Religionsgemeinschaften innerhalb des Landes unterliegt keinen 
Beschränkungen.  
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(2) Die Kirchen und die Religionsgemeinschaften ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten selb-
ständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie haben das Recht, ihre Ämter ohne 
Mitwirkung des Staates und der politischen Gemeinden zu verleihen oder zu entziehen.  

Artikel 20 

Die Kirchen und die Religionsgemeinschaften haben das Recht, in Erziehungs-, Kranken-, Straf- und 
ähnlichen öffentlichen Anstalten gottesdienstliche Handlungen vorzunehmen und eine geordnete Seel-
sorge auszuüben, wobei jeder Zwang fernzuhalten ist.  

Artikel 21 

Die den Kirchen oder den Religionsgemeinschaften gemäß Gesetz, Vertrag oder anderen Rechtstiteln 
zustehenden Leistungen des Staates, der politischen Gemeinden oder Gemeindeverbände können nur 
durch Vereinbarungen abgelöst werden; soweit solche Vereinbarungen das Land betreffen, bedürfen 
sie der Bestätigung durch Landesgesetz.  

Artikel 22 

Im übrigen gilt für die Ordnung zwischen Land und Kirchen oder Religionsgemeinschaften Artikel 
140 des Bonner Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 als Bestandteil 
dieser Verfassung und unmittelbar geltendes Landesrecht.  

Artikel 23 

(1) Die Bestimmungen der Verträge mit der Katholischen Kirche und der Evangelischen Kirche der 
Altpreußischen Union, die im früheren Freistaat Preußen Geltung hatten, werden für die Gebiete des 
Landes Nordrhein-Westfalen, die zum ehemaligen Preußen gehörten, als geltendes Recht anerkannt.  

(2) Zur Änderung dieser Kirchenverträge und zum Abschluß neuer Verträge ist außer der Zustimmung 
der Vertragspartner ein Landesgesetz erforderlich.  

Vierter Abschnitt - Arbeit, Wirtschaft und Umwelt 

Artikel 25 

(1) Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage werden als Tage der Gottesverehrung, der 
seelischen Erhebung, der körperlichen Erholung und der Arbeitsruhe anerkannt und gesetzlich ge-
schützt. 

(...) 

Dritter Teil   Von den Organen und Aufgaben des Landes 

Zweiter Abschnitt - Die Landesregierung 

Artikel 53 

Die Mitglieder der Landesregierung leisten beim Amtsantritt vor dem Landtag folgenden Amtseid: 
"Ich schwöre, daß ich meine ganze Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen 
mehren, Schaden von ihm wenden, das mir übertragene Amt nach bestem Wissen und Können unpar-
teiisch verwalten, Verfassung und Gesetz wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfül-
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len und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe." Der Eid kann auch ohne 
religiöse Beteuerung geleistet werden. 

Artikel 80 

Die Beamten und sonstigen Verwaltungsangehörigen sind Diener des ganzen Volkes, nicht einer Par-
tei oder sonstigen Gruppe. Sie haben ihr Amt und ihre Aufgaben unparteiisch und ohne Rücksicht auf 
die Person nur nach sachlichen Gesichtspunkten wahrzunehmen. Jeder Beamte leistet folgenden 
Amtseid: "Ich schwöre, daß ich das mir übertragene Amt nach bestem Wissen und Können verwalten, 
Verfassung und Gesetze befolgen und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerech-
tigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe." Der Eid kann auch ohne religiöse Be-
teuerung geleistet werden.  

2.11 Rheinland-Pfalz 

Verfassung für Rheinland-Pfalz 
Vom 18.05.1947 (VOBl. RLP, S. 209), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 

23.12.2010 (GVBl. RLP 2005, S. 547) 

Vorspruch 

Im Bewusstsein der Verantwortung vor Gott, dem Urgrund des Rechts und Schöpfer aller menschli-
chen Gemeinschaft, von dem Willen beseelt, die Freiheit und Würde des Menschen zu sichern, das 
Gemeinschaftsleben nach dem Grundsatz der sozialen Gerechtigkeit zu ordnen, den wirtschaftlichen 
Fortschritt aller zu fördern und ein neues demokratisches Deutschland als lebendiges Glied der Völ-
kergemeinschaft zu formen, hat sich das Volk von Rheinland-Pfalz diese Verfassung gegeben:  

Erster Hauptteil   Grundrechte und Grundpflichten  

I. Abschnitt: Die Einzelperson 

1.   Freiheitsrechte 

Artikel 4 

Die Ehre des Menschen steht unter dem Schutz des Staates. Beleidigungen, die sich gegen einzelne 
Personen oder Gruppen wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer Rasse, einer religiösen, weltanschaulichen 
oder anerkannten politischen Gemeinschaft richten, sollen durch öffentliche Klage verfolgt werden. 

Artikel 8 

(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und der Überzeugung ist gewährleistet. 

(2) Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte werden durch die Ausübung der Religionsfreiheit 
weder bedingt noch beschränkt. 

(3) Die Teilnahme an Handlungen, Feierlichkeiten oder Übungen von Religions- und Weltanschau-
ungsgemeinschaften darf weder erzwungen noch verhindert werden. Die Benutzung einer religiösen 
Eidesformel steht jedem frei. 
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Artikel 13 

(1) Jedermann hat das Recht, zu Zwecken, die der Verfassung oder den Gesetzen nicht zuwiderlaufen, 
Vereine oder Gesellschaften zu bilden.  

(2) Der Erwerb der Rechtsfähigkeit darf einem Verein nicht deshalb versagt werden, weil er einen 
politischen, religiösen oder weltanschaulichen Zweck verfolgt.  

2.   Gleichheitsrechte 

Artikel 19 

Alle Deutschen, ohne Unterschied der Rasse, des Religionsbekenntnisses, der Parteizugehörigkeit oder 
des Geschlechtes, sind nach Maßgabe der Gesetze und entsprechend ihrer Befähigung und ihrer Leis-
tungen zu den öffentlichen Ämtern zugelassen, sofern sie die Gewähr dafür bieten, ihr Amt nach den 
Vorschriften und im Geiste der Verfassung zu führen. 

II. Abschnitt: Ehe und Familie 

Artikel 23 

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung. 

(2) Besondere Fürsorge wird Familien mit Kindern, Müttern und Alleinerziehenden sowie Familien 
mit zu pflegenden Angehörigen zuteil.  

(3) Das Recht der Kirchen und Religionsgemeinschaften, die religiösen Verpflichtungen bezüglich der 
Ehe mit verbindlicher Wirkung für ihre Mitglieder selbständig zu regeln, bleibt unberührt." 

Artikel 26 

In den Angelegenheiten der Pflege und Förderung der Familie und der Erziehung der Jugend ist die 
Mitwirkung der Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften und Verbände der freien 
Wohlfahrtspflege nach Maßgabe der Gesetze gewährleistet.  

III. Abschnitt: Schule, Bildung und Kulturpflege 

Artikel 28 

Der Ausbildung der Jugend dienen öffentliche und private Schulen. Bei Einrichtung öffentlicher Schu-
len wirken Land und Gemeinden zusammen. Auch die Kirchen und Religionsgemeinschaften werden 
als Bildungsträger anerkannt. 

Artikel 29 

Die öffentlichen Grund-, Haupt- und Sonderschulen sind christliche Gemeinschaftsschulen. 

Artikel 30 

(1) Privatschulen als Ersatz für öffentliche Schulen, einschließlich der Hochschulen, können mit staat-
licher Genehmigung errichtet und betrieben werden. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Pri-
vatschulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer 
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Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen zurückstehen und die wirtschaftliche und rechtliche 
Stellung der Lehrkräfte genügend gesichert ist. Lehrer an Privatschulen unterliegen auch der Bestim-
mung des Artikels 36. 

(2) Eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern ist untersagt. 

(3) Privatschulen als Ersatz für öffentliche Schulen erhalten auf Antrag angemessene öffentliche Fi-
nanzhilfe. Das Nähere über Voraussetzungen und die Höhe der öffentlichen Finanzhilfe regelt ein 
Gesetz. 

Artikel 33 

Die Schule hat die Jugend zur Gottesfurcht und Nächstenliebe, Achtung und Duldsamkeit, Rechtlich-
keit und Wahrhaftigkeit, zur Liebe zu Volk und Heimat, zum Verantwortungsbewußtsein für Natur 
und Umwelt, zu sittlicher Haltung und beruflicher Tüchtigkeit und in freier, demokratischer Gesin-
nung im Geiste der Völkerversöhnung zu erziehen. 

Artikel 34 

Der Religionsunterricht ist an allen Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien Privatschulen orden-
tliches Lehrfach. Er wird erteilt im Auftrag und in Übereinstimmung mit den Lehren und Satzungen 
der betreffenden Kirche oder Religionsgemeinschaft. Lehrplan und Lehrbücher für den Religionsun-
terricht sind im Einvernehmen mit der betreffenden Kirche oder Religionsgemeinschaft zu bestimmen. 
Kein Lehrer kann gezwungen oder daran gehindert werden, Religionsunterricht zu erteilen. Zur Ertei-
lung des Religionsunterrichtes bedürfen die Lehrer der Bevollmächtigung durch die Kirchen oder Re-
ligionsgemeinschaften. Die Kirchen und Religionsgemeinschaften haben das Recht, im Benehmen mit 
der staatlichen Aufsichtsbehörde den Religionsunterricht zu beaufsichtigen und Einsicht in seine Ertei-
lung zu nehmen. 

Artikel 35 

(1) Die Teilnahme am Religionsunterricht kann durch die Willenserklärung der Eltern oder der Ju-
gendlichen nach Maßgabe des Gesetzes abgelehnt werden. 

(2) Für Jugendliche, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen, ist ein Unterricht über die allgemein 
anerkannten Grundsätze des natürlichen Sittengesetzes zu erteilen. 

Artikel 37 

Das Volksbildungswesen einschließlich der Volksbüchereien und Volkshochschulen soll von Staat 
und Gemeinden gefördert werden. Die Errichtung privater oder kirchlicher Volksbildungseinrichtun-
gen ist gestattet. 

IV. Abschnitt: Kirchen und Religionsgemeinschaften  

Artikel 41 

(1) Die Kirchen sind anerkannte Einrichtungen für die Wahrung und Festigung der religiösen und 
sittlichen Grundlagen des menschlichen Lebens. Die Freiheit, Religionsgemeinschaften zu bilden, 
Religionsgemeinschaften zusammenzuschließen und sich zu öffentlichen gottesdienstlichen Handlun-
gen zu vereinigen, ist gewährleistet.  
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(2) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften haben das Recht, sich ungehindert zu entfalten. Sie sind 
von staatlicher Bevormundung frei und ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten selbständig. Sie 
verleihen ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinden. Die Kirchen und 
Religionsgemeinschaften genießen in ihrem Verkehr mit den Gläubigen volle Freiheit. Hirtenbriefe, 
Verordnungen, Anweisungen, Amtsblätter und sonstige die geistliche Leitung der Gläubigen betref-
fende Verfügungen können ungehindert veröffentlicht und zur Kenntnis der Gläubigen gebracht wer-
den.  

(3) Die für alle geltenden verfassungsmäßigen Pflichten bleiben unberührt.  

Artikel 42 

Die Kirchen und Religionsgemeinschaften haben das Recht, zur Ausbildung ihrer Geistlichen und 
Religionsdiener eigene Hochschulen, Seminarien und Konvikte zu errichten und zu unterhalten. Die 
Leitung und Verwaltung, der Lehrbetrieb und die Beaufsichtigung dieser Lehranstalten ist selbständi-
ge Angelegenheit der Kirchen und Religionsgemeinschaften.  

Artikel 43 

(1) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften erwerben die Rechtsfähigkeit nach den Vorschriften des 
allgemeinen Rechts.  

(2) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie ihre Einrichtungen bleiben Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, soweit sie es bisher waren; anderen Religionsgemeinschaften sowie künftigen 
Stiftungen sind auf ihren Antrag die gleichen Eigenschaften zu verleihen, wenn sie durch ihre Satzun-
gen und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten. Schließen sich mehrere öffentlich-
rechtliche Religionsgemeinschaften zu einem Verband zusammen, so ist auch dieser Körperschaft des 
öffentlichen Rechts.  

(3) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften, die öffentlich-rechtliche Körperschaften sind, dürfen 
auf Grund der ordentlichen Steuerlisten Steuern erheben.  

(4) Gesellschaften, die sich die Pflege einer Weltanschauung zur Aufgabe machen und deren Bestre-
bungen dem Gesetz nicht widersprechen, genießen die gleichen Rechte.  

Artikel 44 

Das Eigentum und andere Rechte der Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften sowie 
ihrer Einrichtungen an ihrem für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Vermö-
gen werden gewährleistet.  

Artikel 45 

Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden bisherigen Leistungen des Staates, 
der politischen Gemeinden und Gemeindeverbände an die Kirchen und sonstigen Religionsgemein-
schaften sowie an ihre Anstalten, Stiftungen, Vermögensmassen und Vereinigungen bleiben aufrecht-
erhalten.  

Artikel 46 

Die von den Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften oder ihren Organisationen un-
terhaltenen sozialen Einrichtungen und Schulen werden als gemeinnützig anerkannt.  
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Artikel 47 

Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage sind als Tage der religiösen Erbauung, seelischen 
Erhebung und Arbeitsruhe gesetzlich geschützt.  

Artikel 48 

(1) In Krankenhäusern, Strafanstalten und sonstigen öffentlichen Anstalten und Einrichtungen ist den 
Kirchen und Religionsgemeinschaften Gelegenheit zur Vornahme von Gottesdiensten und Ausübung 
der geordneten Seelsorge zu geben.  

(2) Für die entsprechenden Voraussetzungen ist Sorge zu tragen.  

VI. Abschnitt: Die Wirtschafts- und Sozialordnung 

Artikel 57 

(1) (...) Sonntage und gesetzliche Feiertage sind arbeitsfrei. (...) 

(...) 

Zweiter Hauptteil   Aufbau und Aufgaben des Staates 

II. Abschnitt: Organe des Volkswillens 

1.   Der Landtag 

Artikel 96 

(1) Wer sich um einen Sitz im Landtag bewirbt, hat Anspruch auf den zur Vorbereitung seiner Wahl 
erforderlichen Urlaub. Niemand darf gehindert werden, das Amt eines Abgeordneten zu übernehmen 
und auszuüben. Eine Kündigung oder Entlassung aus diesem Grunde ist unzulässig. 

(2) Auf Geistliche und Ordensleute finden diese Bestimmungen keine Anwendung. 

2.   Die Landesregierung 

Artikel 100 

(1) Der Ministerpräsident und die Minister leisten bei ihrem Amtsantritt vor dem Landtag folgenden 
Eid: "Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwissenden, dass ich mein Amt unparteiisch, 
getreu der Verfassung und den Gesetzen zum Wohl des Volkes führen werde, so wahr mir Gott helfe."  

(2) Die Vorschrift des Artikels 8 Abs. 3 Satz 2 bleibt unberührt.  

VIII. Abschnitt: Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Artikel 139 

(1) Allen natürlichen und juristischen Personen einschließlich der Kirchen, Religionsgemeinschaften 
und Gewerkschaften sowie ihrer Anstalten, Stiftungen, Vermögensmassen und Vereinigungen sind auf 
Antrag jene Vermögensstücke zurückzugeben, die ihnen durch Maßnahmen des Staates oder der Nati-
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onalsozialistischen Partei oder ihrer Hilfsorganisationen in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 8. Mai 
1945 aus politischen Gründen entzogen worden sind.  

(...) 

2.12 Saarland 

Verfassung des Saarlandes 
Vom 15.12.1947 (ABl. des Saarlandes, S. 1077), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

15.05.2013 (Amtsbl. I S. 178) 

I. Hauptteil   Grundrechte und Grundpflichten  

1. Abschnitt: Die Einzelperson 

Artikel 4 

(1) Glauben, Gewissen und Überzeugung sind frei.  

(2) Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten werden dadurch weder bedingt noch 
beschränkt. 

Artikel 12 

(...) 

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen, seiner sexu-
ellen Identität benachteiligt oder bevorzugt werden. 
 

(...) 

2. Abschnitt: Ehe und Familie 

Artikel 22 

Ehe und Familie genießen den besonderen Schutz und die Förderung des Staates. 

Artikel 24 

(1) Die Pflege und die Erziehung der Kinder zur leiblichen, geistigen, seelischen sowie zur gesell-
schaftlichen Tüchtigkeit sind das natürliche Recht der Eltern und die vorrangig ihnen obliegende 
Pflicht. Sie achten und fördern die wachsende Fähigkeit der Kinder zu selbstständigem und verant-
wortlichem Handeln. Bei der Pflege und Erziehung ihrer Kinder genießen sie den Schutz und die Un-
terstützung des Staates. 

(...) 

Artikel 25 

(1) Das Land, die Gemeinden und Gemeindeverbände und die sonstigen Träger öffentlicher Gewalt 
achten und sichern die Kinderrechte, tragen für altersgerechte positive Lebensbedingungen Sorge und 
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fördern die Kinder nach ihren Anlagen und Fähigkeiten. Sie haben die erforderlichen Einrichtungen zu 
schaffen. Ihre Aufgaben können durch Einrichtungen der freien Wohlfahrt wahrgenommen werden, 
die als gemeinnützig anerkannt werden.  

(2) Das Mitwirkungsrecht der Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie der Verbände der freien 
Wohlfahrtspflege in den Angelegenheiten der Familienförderung, der Kinder- und Jugendhilfe bleibt 
gewährleistet und ist zu fördern. 

(…) 

3. Abschnitt: Erziehung, Unterricht, Volksbildung, Kulturpflege, Sport 

Artikel 26 

(1) Unterricht und Erziehung haben das Ziel, den jungen Menschen so heranzubilden, dass er seine 
Aufgabe in Familie und Gemeinschaft erfüllen kann.  

(2) Auf der Grundlage des natürlichen und christlichen Sittengesetzes haben die Eltern das Recht, die 
Bildung und Erziehung ihrer Kinder zu bestimmen.  

(3) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften werden als Bildungsträger anerkannt.  

Artikel 27 

(1) Der Heranbildung der Jugend dienen öffentliche und private Schulen.  

(...) 

(4) Die öffentlichen Schulen sind Gemeinsame Schulen. In ihnen werden Schüler unabhängig von 
ihrer Religionszugehörigkeit bei gebührender Rücksichtnahme auf die Empfindungen anders denken-
der Schüler auf der Grundlage christlicher Bildungs- und Kulturwerte unterrichtet und erzogen.  

(...) 

Artikel 28 

(1) Private Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des Staates. Die 
Genehmigung ist zu erteilen, wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie 
in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen zurück-
stehen und eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. 
Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte 
nicht genügend gesichert ist. 

(2) Private Grundschulen und Förderschulen dürfen nur unter den besonderen Voraussetzungen des 
Artikels 7 Abs. 5 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 zugelas-
sen werden. 

(3) Private Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen haben zur Durchführung ihrer Aufgaben und zur 
Erfüllung ihrer Pflichten Anspruch auf öffentliche Zuschüsse. Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

(4) Privaten Grundschulen und Förderschulen, die auf gemeinnütziger Grundlage wirken und in Auf-
bau und Gliederung den für die öffentlichen Schulen geltenden gesetzlichen Vorschriften entsprechen, 
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ersetzt das Land auf Antrag des Schulträgers den notwendigen Aufwand für die fortdauernden Perso-
nal- und Sachkosten, der sich nach dem der öffentlichen Schulen bemißt. Absatz 3 bleibt unberührt. 

 

 

Artikel 29 

(1) Der Religionsunterricht ist an allen Schulen ordentliches Lehrfach. Er wird erteilt im Auftrag und 
im Einvernehmen mit den Lehren und Satzungen der betreffenden Kirchen und Religionsgemeinschaf-
ten. Die Kirchen und Religionsgemeinschaften haben das Recht, im Benehmen mit der staatlichen 
Aufsichtsbehörde die Erteilung des Religionsunterrichtes zu beaufsichtigen. Lehrplan und Lehrbücher 
für den Religionsunterricht bedürfen der Zustimmung der staatlichen Aufsichtsbehörde.  

(2) Die Eltern können die Teilnahme ihrer Kinder am Religionsunterricht ablehnen. Den Kindern darf 
daraus kein Nachteil entstehen. Diese Ablehnung kann auch durch die Jugendlichen selbst geschehen, 
wenn sie das 18. Lebensjahr vollendet haben. 

Artikel 30 

Die Jugend ist in der Ehrfurcht vor Gott, im Geiste der christlichen Nächstenliebe und der Völkerver-
söhnung, in der Liebe zu Heimat, Volk und Vaterland, zu sorgsamem Umgang mit den natürlichen 
Lebensgrundlagen, zu sittlicher und politischer Verantwortlichkeit, zu beruflicher und sozialer Bewäh-
rung und zu freiheitlicher demokratischer Gesinnung zu erziehen. 

4. Abschnitt: Kirchen und Religionsgemeinschaften 

Artikel 35 

(1) Die ungestörte Ausübung der Religion ist gewährleistet und steht unter staatlichem Schutz. Öffent-
liche gottesdienstliche Handlungen sind gestattet.  

(2) Der Staat erkennt die zu Recht bestehenden Verträge und Vereinbarungen mit den Kirchen an.  

(3) Die Kirchen genießen auf ihrem eigenen Gebiet volle Selbstständigkeit; sie verleihen ihre Ämter 
ohne Mitwirkung des Staates oder der Gemeinden, unbeschadet bestehender anderweitiger gesetzli-
cher Bestimmungen oder Vereinbarungen; sie haben volle Freiheit der Lehrverkündigung und der 
geistlichen Leitung; ihr Verkehr mit den Geistlichen und den Gläubigen durch Hirtenbriefe, Amtsblät-
ter, Verordnungen und Anweisungen unterliegt keiner staatlichen Aufsicht oder Einschränkung; sie 
haben das Recht, Vereine und Organisationen zu gründen und zu unterhalten, die ihren religiösen, 
karitativen, sozialen und volkserzieherischen Aufgaben dienen. Die Pflichten, die sich aus den 
Grundsätzen der Verfassung für den einzelnen, für Personengemeinschaften und Körperschaften erge-
ben, bleiben hiervon unberührt.  

Artikel 36 

(1) Die Ausbildung der Geistlichen und Religionsdiener ist das ausschließliche Recht der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften. Zu diesem Zwecke haben sie volle Freiheit in der Einrichtung und im Lehr-
betrieb, der Leitung und Verwaltung von eigenen Hochschulen, Seminaren und Konvikten.  

(2) Die Kirche kann im Einvernehmen mit dem Staat theologische Fakultäten einrichten.  
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Artikel 37 

(1) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften erwerben die Rechtsfähigkeit nach den Vorschriften des 
allgemeinen Rechtes.  

(2) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes, soweit 
sie es bis jetzt waren. Andere Religionsgemeinschaften und Stiftungen können diese Eigenschaft auf 
Antrag erwerben, wenn sie durch ihre Satzungen und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer 
bieten. Schließen sich mehrere derartige Religionsgemeinschaften zu einem Verband zusammen, so ist 
auch dieser eine Körperschaft des öffentlichen Rechtes.  

(3) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechtes sind, dür-
fen, um ihre für das Saarland erforderlichen Ausgaben zu decken, auf Grund der bürgerlichen Steuer-
listen Steuern erheben.  

Artikel 38 

Das Eigentum und andere Rechte der Kirchen, Religionsgemeinschaften und ihrer Einrichtungen an 
ihrem für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Vermögen werden gewährleis-
tet.  

Artikel 39 

Die auf Gesetz, Vertrag oder sonstigen Rechtstiteln beruhenden bisherigen Leistungen des Staates, der 
politischen Gemeinden an die Kirchen und sonstigen Religionsgemeinschaften sowie an ihre Anstal-
ten, Stiftungen, Vermögensmassen und Vereinigungen bleiben erhalten.  

Artikel 40 

Die von den Kirchen und Religionsgemeinschaften oder ihren Organisationen unterhaltenen sozialen 
und karitativen Einrichtungen sowie ihre Schulen werden als gemeinnützig anerkannt.  

Artikel 41 

Der Sonntag und die staatlich anerkannten kirchlichen Feiertage sind als Tage der religiösen Erbau-
ung, seelischen Erhebung und Arbeitsruhe gesetzlich geschützt.  

Artikel 42 

In Krankenhäusern, Strafanstalten und sonstigen öffentlichen Anstalten und Einrichtungen ist den 
Kirchen und Religionsgemeinschaften Gelegenheit zu geben, Gottesdienste zu halten und eine geord-
nete Seelsorge zu üben. 

II. Hauptteil   Aufbau und Aufgaben des Staates 

3. Abschnitt: Organe des Volkswillens 

2. Kapitel: Die Landesregierung 

Artikel 89 

Die Mitglieder der Landesregierung leisten beim Amtsantritt den Amtseid. Er lautet: ”Ich schwöre, 
dass ich meine Kraft dem Wohle des Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wen-
den, Verfassung und Recht wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Ge-
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rechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe.” Der Eid kann auch ohne religiöse 
Beteuerung geleistet werden. 

2.13 Sachsen 

Verfassung des Freistaates Sachsen 
Vom 27.05.1992 (Sächsisches GVBl. S. 243), geändert durch Gesetz vom 

11.07.2013(Sächsisches GVBl. S. 502) 

1. Abschnitt: Die Grundlagen des Staates 

Artikel 5 

(...) 

(2)  Das Land gewährleistet und schützt das Recht nationaler und ethnischer Minderheiten deutscher 
Staatsangehörigkeit auf Bewahrung ihrer Identität sowie auf Pflege ihrer Sprache, Religion, Kultur 
und Überlieferung.  

(...) 

Artikel 9 

(1)  Das Land erkennt das Recht eines jeden Kindes auf eine gesunde seelische, geistige und körperli-
che Entwicklung an.  

(2)  Die Jugend ist vor sittlicher, geistiger und körperlicher Gefährdung besonders zu schützen.  

(...) 

2. Abschnitt: Die Grundrechte 

Artikel 18 

(...) 

(3)  Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, sei-
ner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benach-
teiligt oder bevorzugt werden. 

Artikel 19 

(1)  Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen 
Bekenntnisses sind unverletzlich. 

(2)  Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet. 

Artikel 22. 

(1)  Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz des Landes. 

(...) 

4. Abschnitt: Die Staatsregierung 
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Artikel 61 

Die Mitglieder der Staatsregierung leisten beim Amtsantritt den Amtseid vor dem Landtag. Er lautet: 
"Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohl des Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden 
von ihm wenden, Verfassung und Recht wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfül-
len und Gerechtigkeit gegenüber allen üben werde." Der Eid kann auch mit der Beteuerung "So wahr 
mir Gott helfe" geleistet werden. 

7. Abschnitt: Die Verwaltung 

Artikel 82 

(1)  Die Verwaltung wird durch die Staatsregierung, die ihr unterstellten Behörden und durch die Trä-
ger der Selbstverwaltung ausgeübt. Sie ist dem Wohl der Allgemeinheit verpflichtet und dient dem 
Menschen.  

(2)  Träger der Selbstverwaltung sind die Gemeinden, die Landkreise und andere Gemeindeverbände. 
Ihnen ist das Recht gewährleistet, ihre Angelegenheiten im Rahmen der Gesetze unter eigener Ver-
antwortung zu regeln.  

(3)  Andere öffentlich-rechtliche Körperschaften, Anstalten und Stiftungen sind nach Maßgabe der 
Gesetze Träger der Selbstverwaltung.  

Artikel 92 

(...) 

(2)  Jeder Beamte leistet folgenden Amtseid: "Ich schwöre, daß ich mein Amt nach bestem Wissen 
und Können führen, Verfassung und Recht achten und verteidigen und Gerechtigkeit gegenüber allen 
üben werde." Der Eid kann auch mit der Beteuerung "So wahr mir Gott helfe" geleistet werden. 

9. Abschnitt: Das Bildungswesen 

Artikel 101 

(1)  Die Jugend ist zur Ehrfurcht vor allem Lebendigen, zur Nächstenliebe, zum Frieden und zur Er-
haltung der Umwelt, zur Heimatliebe, zu sittlichem und politischem Verantwortungsbewußtsein, zu 
Gerechtigkeit und zur Achtung vor der Überzeugung des anderen, zu beruflichem Können, zu sozia-
lem Handeln und zu freiheitlicher demokratischer Haltung zu erziehen. 

(...) 

Artikel 102 

(...) 

(2)  Für die Bildung der Jugend sorgen Schulen in öffentlicher und in freier Trägerschaft.  

(3)  Das Recht zur Errichtung von Schulen in freier Trägerschaft wird gewährleistet. Nehmen solche 
Schulen die Aufgaben von Schulen in öffentlicher Trägerschaft wahr, bedürfen sie der Genehmigung 
des Freistaates. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn sie in ihren Lehrzielen und Einrichtungen so-
wie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den Schulen in öffentlicher 
Trägerschaft zurückstehen und eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern 
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nicht gefördert wird. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stel-
lung der Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist.  

(4)  Unterricht und Lernmittel an den Schulen in öffentlicher Trägerschaft sind unentgeltlich. Soweit 
Schulen in freier Trägerschaft, welche die Aufgaben von Schulen in öffentlicher Trägerschaft wahr-
nehmen, eine gleichartige Befreiung gewähren, haben sie Anspruch auf finanziellen Ausgleich.  

(5)  Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 105 

(1)  Ethikunterricht und Religionsunterricht sind an den Schulen mit Ausnahme der bekenntnisgebun-
denen und bekenntnisfreien Schulen ordentliche Lehrfächer. Bis zum Eintritt der Religionsmündigkeit 
entscheiden die Erziehungsberechtigten, in welchem dieser Fächer ihr Kind unterrichtet wird.  

(2)  Der Religionsunterricht wird unbeschadet des allgemeinen Aufsichtsrechtes des Freistaates nach 
den Grundsätzen der Kirchen und Religionsgemeinschaften erteilt. Die Lehrer bedürfen zur Erteilung 
des Religionsunterrichtes der Bevollmächtigung durch die Kirchen und Religionsgemeinschaften. 
Diese haben das Recht, im Benehmen mit der staatlichen Aufsichtsbehörde die Erteilung des Religi-
onsunterrichtes zu beaufsichtigen.  

(3)  Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen. 

Artikel 107 

(...) 

(4)  Hochschulen in freier Trägerschaft sind zulässig. Das Nähere bestimmt ein Gesetz.  

Artikel 108 

(1)  Die Erwachsenenbildung ist zu fördern.  

(2)  Einrichtungen der Erwachsenenbildung können außer durch den Freistaat und die Träger der 
Selbstverwaltung auch durch freie Träger unterhalten werden. 

10. Abschnitt: Die Kirchen und Religionsgemeinschaften 

Artikel 109 

(1)  Die Bedeutung der Kirchen und Religionsgemeinschaften für die Bewahrung und Festigung der 
religiösen und sittlichen Grundlagen des menschlichen Lebens wird anerkannt.  

(2)  Die Kirchen und Religionsgemeinschaften sind vom Staat getrennt. Sie entfalten sich bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben im Rahmen des für alle geltenden Gesetzes frei von staatlichen Eingriffen. Die 
Beziehungen des Landes zu den Kirchen und Religionsgemeinschaften werden im übrigen durch Ver-
trag geregelt.  

(3)  Die diakonische und karitative Arbeit der Kirchen und Religionsgemeinschaften wird gewährleis-
tet.  

(4)  Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der Verfassung des Deutschen Reiches 
vom 11. August 1919 sind Bestandteil dieser Verfassung.  
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Artikel 110 

(1)  Werden durch die Kirchen und Religionsgemeinschaften im öffentlichen Interesse liegende ge-
meinnützige Einrichtungen oder Anstalten unterhalten, so besteht Anspruch auf angemessene Kosten-
erstattung durch das Land nach Maßgabe der Gesetze.  

(2)  Freie Träger mit vergleichbarer Tätigkeit und gleichwertigen Leistungen haben den gleichen An-
spruch.  

Artikel 111 

(1)  Die Kirchen und Religionsgemeinschaften sind berechtigt, zur Ausbildung von Pfarrern und kirch-
lichen Mitarbeitern eigene Lehreinrichtungen zu unterhalten. Diese sind staatlichen Lehreinrichtungen 
gleichgestellt, wenn sie den schul- und hochschulrechtlichen Bestimmungen entsprechen.  

(2)  Die Lehrstühle an theologischen Fakultäten und die Lehrstühle für Religionspädagogik werden im 
Benehmen mit der Kirche besetzt. Abweichende Vereinbarungen bleiben unberührt.  

Artikel 112 

(1)  Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Leistungen des Landes an die 
Kirchen werden gewährleistet.  

(2)  Die Baudenkmale der Kirchen und Religionsgemeinschaften sind, unbeschadet des Eigentums-
rechtes, Kulturgut der Allgemeinheit. Für ihre bauliche Unterhaltung haben die Kirchen und Religi-
onsgemeinschaften daher Anspruch auf angemessene Kostenerstattung durch das Land nach Maßgabe 
der Gesetze. 

11. Abschnitt: Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 116 

Wer im Gebiet des heutigen Freistaates Sachsen oder als Bewohner dieses Gebietes durch nationalso-
zialistische oder kommunistische Gewaltherrschaft wegen seiner politischen, religiösen oder weltan-
schaulichen Überzeugung oder wegen seiner Rasse, Abstammung oder Nationalität oder wegen seiner 
sozialen Stellung oder wegen seiner Behinderung oder wegen seiner gleichgeschlechtlichen Orientie-
rung oder in anderer Weise willkürlich geschädigt wurde, hat nach Maßgabe der Gesetze Anspruch auf 
Wiedergutmachung. 

2.14 Sachsen-Anhalt 

Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt 
Vom 16.07.1992 (GVBl. LSA, S. 564), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.01.2005 

(GVBl. LSA, S. 44) 

Präambel 

In freier Selbstbestimmung gibt sich das Volk von Sachsen-Anhalt diese Verfassung. Dies geschieht in 
Achtung der Verantwortung vor Gott und im Bewußtsein der Verantwortung vor den Menschen mit 
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dem Willen, die Freiheit und Würde des Menschen zu sichern, die Grundlagen für ein soziales und 
gerechtes Gemeinschaftsleben zu schaffen, die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern, die natürlichen 
Lebensgrundlagen zu erhalten und die kulturelle und geschichtliche Tradition in allen Landesteilen zu 
pflegen. Ziel aller staatlichen Tätigkeiten ist es, das Wohl der Menschen zu fördern, dem Frieden zu 
dienen und das Land Sachsen-Anhalt zu einem lebendigen Glied der Bundesrepublik Deutschland und 
der Gemeinschaft aller Völker zu gestalten. 

2. Hauptteil   Bürger und Staat 

Erster Abschnitt   Grundrechte 

Artikel 7   Gleichheit vor dem Gesetz 

(...) 

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, sei-
ner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benach-
teiligt oder bevorzugt werden. 

Artikel 9   Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit 

(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen 
Bekenntnisses sind unverletzlich. 

(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet. 

(3) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über die Teilnahme ihrer Kinder am Religionsunter-
richt zu bestimmen. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu 
erteilen. 

Zweiter Abschnitt   Einrichtungsgarantien 

Artikel 24   Schutz von Ehe, Familie und Kindern 

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung. 

(...) 

Artikel 26   Schulwesen 

(...) 

(2) An den öffentlichen Schulen werden die Kinder aller religiösen Bekenntnisse und Weltanschauun-
gen in der Regel gemeinsam erzogen (Gemeinschaftsschule). 

(...) 

Artikel 27   Erziehungsziel, Ethik- und Religionsunterricht 

(1) Ziel der staatlichen und der unter staatlicher Aufsicht stehenden Erziehung und Bildung der Jugend 
ist die Entwicklung zur freien Persönlichkeit, die im Geiste der Toleranz bereit ist, Verantwortung für 
die Gemeinschaft mit anderen Menschen und Völkern und gegenüber künftigen Generationen zu tra-
gen. 
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(2) Schulen und andere Bildungseinrichtungen haben auf die weltanschaulichen und religiösen Über-
zeugungen ihrer Angehörigen Rücksicht zu nehmen. 

(3) Ethikunterricht und Religionsunterricht sind an den Schulen mit Ausnahme der bekenntnisgebun-
denen und bekenntnisfreien Schulen ordentliche Lehrfächer. Unbeschadet des staatlichen Aufsichts-
rechtes wird der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Religionsgemein-
schaften erteilt. 

Artikel 28   Schulen in freier Trägerschaft 

(1) Das Recht zur Errichtung von Schulen in freier Trägerschaft wird gewährleistet. Schulen in freier 
Trägerschaft als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des Landes und unterstehen 
den Gesetzen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Schulen in freier Trägerschaft in ihren Lehr-
zielen und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den 
öffentlichen Schulen zurückstehen und eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der 
Eltern nicht gefördert wird. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche 
Stellung der Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist. 

(2) Soweit diese Schulen Ersatz für öffentliche Schulen sind, haben sie Anspruch auf die zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlichen öffentlichen Zuschüsse. Das Nähere regelt ein Gesetz. 

Artikel 30   Berufsausbildung, Erwachsenenbildung 

(1) Träger von Einrichtungen der Berufsausbildung und der Erwachsenenbildung sind neben dem 
Land und den Kommunen auch freie Träger. 

(...) 

Artikel 32   Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften 

(1) Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften sind vom Staat getrennt. Das Recht, zu 
öffentlichen Angelegenheiten Stellung zu nehmen, wird gewährleistet. 

(2) Sie ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle 
geltenden Gesetzes. 

(3) Die von den Kirchen und Religionsgemeinschaften unterhaltenen sozialen und karitativen Einrich-
tungen werden nach Maßgabe der Gesetze als gemeinnützig anerkannt, geschützt und gefördert. 

(4) Das Land und die Kirchen sowie ihnen gleichgestellte Religions- und Weltanschauungsgemein-
schaften können Fragen von gemeinsamen Belangen durch Vertrag regeln. 

(5) Das Verhältnis des Staates zu den Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften wird 
im übrigen durch die Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der Verfassung des Deutschen Reiches vom 
11. August 1919 geregelt. 

3. Hauptteil   Staatsorganisation 

Zweiter Abschnitt   Landesregierung 

Artikel 66   Amtseid 
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(1) Die Mitglieder der Landesregierung leisten vor der Amtsübernahme vor dem Landtag folgenden 
Eid: "Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des Volkes widmen, Verfassung und Gesetz wah-
ren, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde." 

(2) Der Eid kann mit der religiösen Bekräftigung: "So wahr mir Gott helfe" oder ohne sie geleistet 
werden. 

2.15 Schleswig-Holstein 

Verfassung des Landes Schleswig-Holstein 
Vom 13.12.1949 (GVBl. SH 1950, S. 3) in der Fassung vom 13.05.2008 

(GVOBl. Schl.-H.-S. 223), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.02.2013 
(GVOBl. Schl.-H.-S. 102) 

 Abschnitt I   Land und Volk 

Artikel 8   Schulwesen 

(...) 

(3) Die öffentlichen Schulen fassen als Gemeinschaftsschulen die Schülerinnen und Schüler ohne Un-
terschied des Bekenntnisses und der Weltanschauung zusammen.  

(...) 

Abschnitt III   Die Landesregierung 

Artikel 28   Amtseid 

(1) Die Ministerpräsidentin oder der Ministerpräsident leistet bei der Amtsübernahme vor dem Land-
tag den folgenden Eid: "Ich schwöre: Ich werde meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes wid-
men, seine Freiheit verteidigen, seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, die Gesetze der 
Bundesrepublik Deutschland und des Landes Schleswig-Holstein wahren, meine Pflichten gewissen-
haft erfüllen und Gerechtigkeit gegenüber allen Menschen üben." Dem Eid kann eine religiöse Beteue-
rung angefügt werden.  

(...) 

2.16 Thüringen 

Verfassung des Freistaats Thüringen 
Vom 25.10.1993 (GVBl. S. 625), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.10.2004 

(GVBl., S. 745) 

Präambel 

In dem Bewußtsein des kulturellen Reichtums und der Schönheit des Landes, seiner wechselvollen 
Geschichte, der leidvollen Erfahrungen mit überstandenen Diktaturen und des Erfolges der friedlichen 
Veränderungen im Herbst 1989, in dem Willen, Freiheit und Würde des einzelnen zu achten, das Ge-
meinschaftsleben in sozialer Gerechtigkeit zu ordnen, Natur und Umwelt zu bewahren und zu schüt-
zen, der Verantwortung für zukünftige Generationen gerecht zu werden, inneren wie äußeren Frieden 
zu fördern, die demokratisch verfaßte Rechtsordnung zu erhalten und Trennendes in Europa und der 
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Welt zu überwinden, gibt sich das Volk des Freistaats Thüringen in freier Selbstbestimmung und auch 
in Verantwortung vor Gott diese Verfassung. 

 

Erster Teil   Grundrechte, Staatsziele und Ordnung des Gemeinschaftslebens 

Erster Abschnitt   Menschenwürde, Gleichheit und Freiheit 

Artikel 2 

(...) 

(3) Niemand darf wegen seiner Herkunft, seiner Abstammung, seiner ethnischen Zugehörigkeit, seiner 
sozialen Stellung, seiner Sprache, seiner politischen, weltanschaulichen oder religiösen Überzeugung, 
seines Geschlechts oder seiner sexuellen Orientierung bevorzugt oder benachteiligt werden. 

(...) 

Zweiter Abschnitt   Ehe und Familie  

Artikel 17 

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung.  

(...) 

Artikel 19 

(1) Kinder und Jugendliche haben das Recht auf eine gesunde geistige, körperliche und psychische 
Entwicklung. Sie sind vor körperlicher und seelischer Vernachlässigung, Mißhandlung, Mißbrauch 
und Gewalt zu schützen.  

(...) 

(3) Das Land und seine Gebietskörperschaften fördern Kindertageseinrichtungen, unabhängig von 
ihrer Trägerschaft.  

Dritter Abschnitt   Bildung und Kultur 

Artikel 22 

(...) 

(3) Die Lehrer haben auf die religiösen und weltanschaulichen Empfindungen aller Schüler Rücksicht 
zu nehmen.  

Artikel 24 

(...) 

(2) In den öffentlichen Schulen werden die Schülerinnen und Schüler gemeinsam und ungeachtet des 
Bekenntnisses und der Weltanschauung unterrichtet.  

(...) 
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Artikel 25 

(1) Religions- und Ethikunterricht sind in den öffentlichen Schulen ordentliche Lehrfächer.  

(2) Die Eltern und anderen Sorgeberechtigten haben das Recht, über die Teilnahme des Kindes am 
Religions- oder Ethikunterricht zu entscheiden. Mit Vollendung des 14. Lebensjahres obliegt diese 
Entscheidung den Jugendlichen in eigener Verantwortung.  

(3) Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen.  

Artikel 26 

(1) Das Recht zur Errichtung von Schulen in freier Trägerschaft wird gewährleistet.  

(2) Schulen in freier Trägerschaft als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des 
Landes. Genehmigte Ersatzschulen haben Anspruch auf öffentliche Zuschüsse. Das Nähere regelt das 
Gesetz. 

Artikel 28 

(...) 

(2) Hochschulen in freier Trägerschaft sind zulässig.  

(3) Die Kirchen und andere Religionsgesellschaften haben das Recht, eigene Hochschulen und andere 
theologische Bildungsanstalten zu unterhalten. Das Mitspracherecht der Kirchen bei der Besetzung der 
Lehrstühle theologischer Fakultäten wird durch Vereinbarung geregelt.  

(4) Das Nähere regelt das Gesetz. 

Artikel 29 

Das Land und seine Gebietskörperschaften fördern die Erwachsenenbildung. Als Träger von Einrich-
tungen der Erwachsenenbildung sind auch freie Träger zugelassen.  

Sechster Abschnitt   Religion und Weltanschauung  

Artikel 39 

(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen 
Bekenntnisses sind unverletzlich.  

(2) Jeder hat das Recht, seine Religion oder Weltanschauung ungestört, allein oder mit anderen, privat 
oder öffentlich auszuüben. Die Ausübung einer Religion oder Weltanschauung darf die Würde anderer 
nicht verletzen.  

Artikel 40 

Für das Verhältnis des Freistaats zu den Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften 
gilt Artikel 140 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949; er ist Be-
standteil dieser Verfassung.  

Artikel 41 
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Die von den Kirchen, anderen Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften unterhal-
tenen sozialen und karitativen Einrichtungen werden als gemeinnützig anerkannt und gefördert. Dies 
gilt auch für die Einrichtungen der Verbände der freien Wohlfahrtspflege. 

 

Zweiter Teil   Der Freistaat Thüringen 

Dritter Abschnitt   Die Landesregierung 

Artikel 71 

(1) Der Ministerpräsident und die Minister leisten bei der Amtsübernahme vor dem Landtag folgenden 
Eid: "Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des Volkes widmen, Verfassung und Gesetze wah-
ren, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde." 

(2) Der Eid kann mit einer religiösen Beteuerung geleistet werden. 


